
Dieses Kapitel behandelt zwei wichtige Aspekte: Erstens den neuen Wälzungsmechanismus zur
bundesweiten Verteilung von Mehrbelastungen aus der Integration erneuerbarer Energien ab 2025.
Zweitens die Weiterentwicklung der Qualitätsregulierung, für die die BNetzA Verfahren zur
methodischen Ausgestaltung und Datenerhebung eingeleitet hat. Es erklärt die Erneuerbare-
Energien-Kennzahl (EKZ) und die Bedeutung einer robusten Qualitätsregulierung für die
Netzstabilität.
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Ausblick auf die zukünftige Gestaltung der Qualitätsregulierung



Die Transformation der Energieversorgung hin zu einem überwiegenden Anteil erneuerbarer
Energien (EE) stellt eine der größten Herausforderungen des 21. Jahrhunderts dar. Während die
ökologischen und langfristig ökonomischen Vorteile unbestreitbar sind, bringt die rapide Integration
von Stromerzeugungsanlagen aus Wind- und Solarenergie auch erhebliche Mehrbelastungen für die
Betreiber der Stromnetze mit sich. Diese Belastungen manifestieren sich in komplexen
technischen, operativen und finanziellen Herausforderungen, die eine grundlegende Anpassung der
Netzarchitektur, der Betriebsführung und der regulatorischen Rahmenbedingungen erfordern. Die
vorliegende Analyse beleuchtet die spezifischen Mehrbelastungen, die einzelnen Netzbetreibern im
Zuge der Energiewende entstehen, und diskutiert die regulatorischen Antworten sowie
technologische Lösungsansätze, um die Netzstabilität und Versorgungssicherheit auch in einem
zunehmend dezentralisierten und fluktuierenden Energiesystem zu gewährleisten.

Die Integration erneuerbarer Energien wie Wind- und Solarkraftwerke unterscheidet sich
grundlegend von der bisherigen Struktur der Energieversorgung, die primär auf zentralen,
steuerbaren Großkraftwerken basierte. Die EE-Integration zeichnet sich durch folgende Merkmale
aus, die direkt zu Mehrbelastungen führen:

Fluktuierende und dezentrale Einspeisung: Im Gegensatz zu konventionellen
Kraftwerken, deren Leistung bei Bedarf gesteuert werden kann, speisen Wind- und
Solaranlagen wetterabhängig und somit volatil Strom ins Netz ein. Diese Unstetigkeit
erfordert eine deutlich höhere Flexibilität und Robustheit der Netzinfrastruktur sowie der
Betriebsführung. Die dezentrale Verteilung kleinerer EE-Anlagen, insbesondere im
Niederspannungsnetz, führt zudem zu einem Paradigmenwechsel von einem
unidirektionalen zu einem bidirektionalen Energiefluss, für den die bestehenden Netze
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ursprünglich nicht konzipiert wurden.
Herausforderungen bei der Netzplanung: Die Planung und der Ausbau der
Stromnetze müssen nicht nur die steigende Last durch Elektromobilität oder
Wärmepumpen berücksichtigen, sondern auch die schwer prognostizierbare Einspeisung
der EE-Anlagen. Dies führt zu einer erhöhten Unsicherheit bei der Dimensionierung von
Leitungen und Transformatoren, was oft zu Überdimensionierungen oder nachträglichen
Engpässen führt.
Mangel an Systemdienstleistungen: Konventionelle Großkraftwerke erbrachten neben
der reinen Stromerzeugung auch essenzielle Systemdienstleistungen wie
Blindleistungsbereitstellung, Frequenzhaltung und Schwarzstartfähigkeit. Viele EE-
Anlagen, insbesondere ältere Installationen, können diese Dienstleistungen nur
eingeschränkt oder gar nicht erbringen, was zu einem Defizit im System führt und von den
Netzbetreibern kompensiert werden muss.

Diese grundlegenden Veränderungen erzeugen einen erheblichen Anpassungsdruck auf die
Netzbetreiber, der sich in vielfältigen Mehrbelastungen niederschlägt.

Die Integration erneuerbarer Energien führt zu einer Reihe von Mehrbelastungen, die sich über
verschiedene Bereiche der Netzbetreiberaktivitäten erstrecken:

Der Ausbau der erneuerbaren Energien erfordert massive Investitionen in die Netzinfrastruktur. Die
bestehenden Netze sind oft nicht darauf ausgelegt, große Mengen an dezentral erzeugtem Strom
aufzunehmen und über weite Strecken zu transportieren, insbesondere von den windreichen
Küstenregionen oder sonnenintensiven Flächen in die Verbrauchszentren.

Netzverstärkung und -erweiterung: Um die Anschlusskapazität für neue EE-Anlagen
zu gewährleisten und Engpässe zu vermeiden, müssen Leitungen verstärkt,
Transformatoren ausgetauscht und neue Trassen gebaut werden. Dies betrifft alle
Spannungsebenen – von den Übertragungsnetzen bis hin zu den Verteilnetzen. Der
Prozess des Netzausbaus ist langwierig, kapitalintensiv und oft mit Genehmigungshürden
und gesellschaftlichen Akzeptanzproblemen verbunden.
Investitionen in intelligente Netze (Smart Grids): Die volatile Einspeisung und der
bidirektionale Stromfluss erfordern eine aktive Steuerung und Überwachung des Netzes.
Dies macht Investitionen in digitale Technologien unverzichtbar. Dazu gehören intelligente
Messsysteme (Smart Meter), Sensoren zur Netzzustandserfassung, automatisierte
Schaltanlagen, Kommunikationsinfrastruktur und komplexe IT-Systeme zur Datenanalyse
und Steuerung. Diese Technologien sind essenziell, um die Netzstabilität
aufrechtzuerhalten und die Effizienz der Netznutzung zu optimieren [^8]. Die
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Implementierung von Smart Grids ermöglicht es, auf Schwankungen in Echtzeit zu
reagieren und Engpässe proaktiv zu managen.

Die dynamische Natur der EE-Einspeisung führt zu einem erhöhten betrieblichen Aufwand und
damit verbundenen Kosten:

Redispatch- und Einspeisemanagement: Wenn die Netzkapazität die Einspeisung von
EE-Strom nicht aufnehmen kann, sind Netzbetreiber gezwungen, die Leistung von
Kraftwerken zu drosseln (Redispatch) oder EE-Anlagen abzuregeln
(Einspeisemanagement). Diese Maßnahmen sind notwendig, um die Netzstabilität zu
sichern, verursachen aber erhebliche Kosten, da die nicht eingespeiste Energie oder die
Kosten für die Leistungsreduzierung konventioneller Kraftwerke vergütet werden müssen.
Diese Kosten sind in den letzten Jahren drastisch gestiegen und belasten die Netzentgelte.
Blindleistungsmanagement und Spannungshaltung: EE-Anlagen, insbesondere PV-
Anlagen mit Wechselrichtern, können die Blindleistungsbilanz im Netz beeinflussen.
Netzbetreiber müssen aktiv Blindleistung bereitstellen, um die Spannung im Netz zu
stabilisieren. Dies erfordert den Einsatz spezialisierter Anlagen (z.B.
Kompensationsanlagen) oder die Nutzung von Blindleistung aus konventionellen
Kraftwerken, was zusätzliche Kosten verursacht.
Frequenzhaltung und Systemträgheit: Die geringere Anzahl synchron rotierender
Massen im Netz durch den Rückgang konventioneller Kraftwerke reduziert die
Systemträgheit. Dies macht das Netz anfälliger für Frequenzschwankungen und erfordert
einen erhöhten Einsatz von Primärregelleistung, um die Frequenz stabil zu halten.
Netzbetreiber müssen daher verstärkt in Mechanismen zur Frequenzstabilisierung
investieren oder diese Leistungen am Markt einkaufen.

Die Energiewende wird von einem sich ständig weiterentwickelnden regulatorischen Rahmen
begleitet, der für Netzbetreiber zusätzliche administrative und Compliance-Aufwände mit sich
bringt:

Anpassung an Gesetzesänderungen: Ständige Novellen des
Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG), des Messstellenbetriebsgesetzes (MsbG) und anderer
Verordnungen erfordern eine kontinuierliche Anpassung der internen Prozesse, IT-
Systeme und Geschäftsmodelle. Die Umsetzung neuer Vorgaben, wie beispielsweise der
MsbG-Novelle für den Rollout intelligenter Messsysteme, bindet erhebliche Ressourcen.
Datenmanagement und Cybersicherheit: Mit der Digitalisierung der Netze steigt der
Bedarf an der Erfassung, Verarbeitung und Analyse großer Datenmengen. Gleichzeitig
wachsen die Anforderungen an die Cybersicherheit, um kritische Infrastrukturen vor
Angriffen zu schützen. Der Aufbau und Betrieb entsprechender Systeme sowie die
Einhaltung strenger Datenschutzvorschriften sind kostenintensiv.

2.2. Betriebliche Kosten und Engpassmanagement

2.3. Regulatorische und administrative Lasten
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Konsultations- und Berichtspflichten: Netzbetreiber sind in zahlreiche
Konsultationsverfahren der Bundesnetzagentur (BNetzA) eingebunden, beispielsweise zur
Festlegung von Regulierungsrahmen oder Netzentgelten [^6], [^7]. Die Erstellung
detaillierter Berichte und die Teilnahme an diesen Prozessen binden Personalressourcen.

Angesichts der steigenden Mehrbelastungen für Netzbetreiber sind die Politik und die
Regulierungsbehörden gefordert, den Rahmen so anzupassen, dass die Energiewende effizient und
systemstabil umgesetzt werden kann. Die Bundesnetzagentur (BNetzA) spielt dabei eine zentrale
Rolle:

Die BNetzA ist die zentrale Instanz für die Regulierung der Strom- und Gasnetze in Deutschland.
Ihre Aufgaben umfassen die Genehmigung von Netzentgelten, die Überwachung der Netznutzung
und die Entwicklung von Rahmenbedingungen zur Sicherstellung der Versorgungssicherheit.

Konsultationen zu neuen Umlagen und Regulierungsrahmen: Die BNetzA führt
regelmäßig Konsultationen durch, um Eckpunkte für neue Umlagen und
Regulierungsrahmen zu definieren [^1], [^6], [^7]. Ein aktuelles Beispiel ist die
Konsultation zu einer bundesweiten Verteilung der Mehrbelastungen aus der Integration
von Stromerzeugungsanlagen [^1]. Ziel ist es, eine faire und effiziente Kostenverteilung
zu finden, die nicht einzelne Regionen oder Netzbetreiber überproportional belastet. Der
sogenannte NEST-Prozess ist ein Beispiel für solche Verfahren, die zur Festlegung neuer
Rahmenbedingungen dienen [^9].
Netzentgeltfestlegungen: Die BNetzA legt die Methoden zur Ermittlung der
Netzentgelte fest, die die Kosten der Netzbetreiber decken sollen. Die Herausforderung
besteht darin, Anreize für Effizienz und Investitionen zu schaffen, ohne die
Endverbraucher übermäßig zu belasten. Die Diskussion um die zukünftigen Netzentgelte
ist eng mit der Verteilung der EE-Integrationskosten verknüpft.

Eine entscheidende regulatorische Anpassung zur Bewältigung der EE-Integration ist die
Neuregelung des § 14a EnWG:

Zielsetzung und steuerbare Verbrauchseinrichtungen: Die Neuregelung des § 14a
EnWG zielt darauf ab, die Netzstabilität durch die Möglichkeit der temporären Steuerung
von steuerbaren Verbrauchseinrichtungen wie Wärmepumpen und Ladestationen für

3. Regulatorische Rahmenbedingungen
und ihre evolutionäre Anpassung

3.1. Die Rolle der Bundesnetzagentur (BNetzA)

3.2. Neuregelung des § 14a EnWG und zeitvariable
Netzentgelte

https://corrently.io/kapitel/netzentgelte-struktur


Elektrofahrzeuge sicherzustellen [^3], [^4]. Dies ermöglicht es den Netzbetreibern, bei
drohenden Netzengpässen die Leistung dieser Geräte zu reduzieren und somit
Überlastungen zu vermeiden.
Auswirkungen auf Netzbetreiber und Verbraucher: Für Netzbetreiber bedeutet dies
eine neue Möglichkeit des Engpassmanagements und eine Reduzierung des Bedarfs an
teuren Netzausbaumaßnahmen. Es erfordert jedoch auch die Implementierung neuer
Steuerungssysteme und die Zusammenarbeit mit Lieferanten und Messstellenbetreibern
[^2]. Verbraucher, die steuerbare Geräte nutzen, können im Gegenzug von reduzierten
Netzentgelten profitieren [^5]. Die Einführung zeitvariabler Netzentgelte ist ein weiterer
Schritt, um Anreize für eine netzdienliche Lastverschiebung zu schaffen und die
Integration von EE zu erleichtern [^2]. Durch dynamische Tarife können Verbraucher
motiviert werden, ihren Stromverbrauch in Zeiten hoher EE-Einspeisung oder geringer
Netzauslastung zu verlagern.

Neben regulatorischen Anpassungen sind technologische Innovationen und eine intelligente
Systemintegration entscheidend, um die Herausforderungen der EE-Integration zu meistern:

Intelligente Netze (Smart Grids): Die Weiterentwicklung von Smart Grids ist
fundamental. Sie ermöglichen eine präzise Überwachung und Steuerung des Netzes in
Echtzeit, die Integration von dezentralen Erzeugern und Speichern sowie die
Kommunikation mit flexiblen Verbrauchern. Der Rollout intelligenter Messsysteme gemäß
der MsbG-Novelle [^8] bildet hierfür eine wichtige Grundlage.
Flexibilität im System: Die Erhöhung der Flexibilität auf allen Ebenen des
Energiesystems ist unerlässlich:

Speichertechnologien: Batteriespeicher auf Haushalts-, Quartiers- oder
Großkraftwerksebene können Überschussstrom speichern und bei Bedarf wieder
einspeisen. Auch Power-to-X-Technologien (z.B. Umwandlung von Strom in
Wasserstoff oder synthetische Gase) bieten langfristige Speichermöglichkeiten und
ermöglichen die Sektorenkopplung.
Demand-Side-Management (DSM): Aktive Steuerung des Verbrauchs durch
Anreize oder automatische Systeme (z.B. Smart Home-Systeme, die
Waschmaschinen starten, wenn viel EE-Strom verfügbar ist). Dies entlastet das Netz
in Spitzenzeiten und nutzt überschüssigen EE-Strom effizient.

Sektorenkopplung: Die intelligente Verknüpfung der Sektoren Strom, Wärme, Mobilität
und Industrie ist entscheidend. Überschüssiger EE-Strom kann genutzt werden, um
Wärmepumpen zu betreiben, Elektrofahrzeuge zu laden oder Wasserstoff zu produzieren.
Dies erhöht die Gesamteffizienz des Energiesystems und reduziert die Notwendigkeit, EE-
Strom abzuregeln.

4. Technologische Lösungsansätze und
zukünftige Perspektiven
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Die Integration erneuerbarer Energien ist ein komplexer Prozess, der mit erheblichen
Mehrbelastungen für die Netzbetreiber verbunden ist. Diese reichen von massiven Investitionen in
den Netzausbau und die Digitalisierung über gestiegene betriebliche Kosten für
Engpassmanagement bis hin zu einer erhöhten administrativen Last durch sich wandelnde
regulatorische Vorgaben. Die Herausforderung besteht darin, die Netzstabilität und
Versorgungssicherheit in einem Energiesystem zu gewährleisten, das zunehmend von
fluktuierenden und dezentralen Einspeisungen geprägt ist.

Regulatorische Anpassungen, wie die Neuregelung des § 14a EnWG und die Einführung
zeitvariabler Netzentgelte, sind wichtige Schritte, um Flexibilität zu schaffen und die Kosten fair zu
verteilen. Gleichzeitig sind kontinuierliche technologische Fortschritte im Bereich der Smart Grids,
Speicherlösungen und der Sektorenkopplung unerlässlich. Eine koordinierte Strategie, die
regulatorische Anreize, technologische Innovationen und eine aktive Beteiligung aller Akteure – von
Netzbetreibern über Erzeuger und Verbraucher – umfasst, ist entscheidend, um die
Herausforderung der EE-Integrationskosten erfolgreich zu meistern und die Energiewende
nachhaltig voranzutreiben. Die Bewältigung dieser Aufgaben ist nicht nur eine technische
Notwendigkeit, sondern eine zentrale Voraussetzung für das Gelingen der Energiewende
insgesamt.
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Die Transformation des deutschen Energiesystems hin zu einer überwiegend auf erneuerbaren
Energien (EE) basierenden Versorgung stellt eine der größten Herausforderungen des 21.
Jahrhunderts dar. Mit dem stetig wachsenden Anteil fluktuierender EE-Quellen wie Wind- und
Solarenergie gehen nicht nur Vorteile in Bezug auf Klimaschutz und Energieunabhängigkeit einher,
sondern auch zunehmende Anforderungen an die Stabilität und Effizienz der Stromnetze. Diese
Anforderungen manifestieren sich in sogenannten EE-Integrationskosten, die bislang über
verschiedene Mechanismen auf die Letztverbraucher umgelegt wurden. Die bisherigen Modelle
führten jedoch zu regionalen Ungleichheiten und mangelnder Transparenz, was die Notwendigkeit
einer grundlegenden Reform evident machte.

Mit der Einführung des geplanten Wälzungsmechanismus ab dem Jahr 2025 steht ein
fundamentaler Paradigmenwechsel in der bundesweiten Umlegung dieser spezifischen Kosten
bevor. Dieser neue Mechanismus zielt darauf ab, die Mehrbelastungen, die aus der Integration von
Stromerzeugungsanlagen aus erneuerbaren Energien resultieren, fairer, transparenter und
bundeseinheitlich zu verteilen [^1]. Die Bundesnetzagentur (BNetzA) hat hierzu bereits Eckpunkte
konsultiert und bereitet die notwendigen Festlegungen vor, um die ab 2025 geltenden Modalitäten
zu definieren und die Marktkommunikation sowie die Abwicklungsprozesse entsprechend
anzupassen [^2]. Die Neugestaltung verspricht eine effizientere Steuerung der Energiewende und
eine gerechtere Verteilung der damit verbundenen finanziellen Lasten über das gesamte
Bundesgebiet.

Der geplante
Wälzungsmechanismus ab
2025
Der geplante
Wälzungsmechanismus ab 2025
Einleitung: Paradigmenwechsel in der
Finanzierung der Energiewende



Die deutsche Energielandschaft war über Jahrzehnte von einer zentralisierten Energieerzeugung
und einer vergleichsweise stabilen Netzlast geprägt. Die Einführung des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes (EEG) im Jahr 2000 und dessen sukzessive Novellierungen haben jedoch zu einer
dezentralen und volatilen Einspeisung geführt. Die damit verbundenen Kosten, insbesondere die
EEG-Umlage zur Finanzierung der garantierten Einspeisevergütungen, wurden über lange Zeit
bundesweit auf alle Stromverbraucher umgelegt. Während die EEG-Umlage primär die
Differenzkosten zwischen Marktpreis und Einspeisevergütung abdeckte, entstanden parallel dazu
weitere Kosten durch die physische Integration der EE-Anlagen in das Stromnetz.

Diese sogenannten EE-Integrationskosten umfassen primär Aufwendungen für
Netzengpassmanagement, Redispatch-Maßnahmen und die Bereitstellung von Regelenergie, um
die Netzstabilität trotz schwankender Einspeisung zu gewährleisten. Bislang wurden diese Kosten
überwiegend als Netzkosten behandelt und in die regionalen Netzentgelte eingepreist. Dies führte
zu einer erheblichen Diskrepanz in den Netzentgelten zwischen Regionen mit hoher EE-Einspeisung
(insbesondere Nord- und Ostdeutschland) und solchen mit geringerer EE-Dichte. Verbraucher in
Regionen mit starkem EE-Ausbau trugen somit eine überproportionale Last, da der Netzausbau und
die Kosten für die Beherrschung der Netzauslastung direkt ihren Netzentgelten zugerechnet
wurden. Diese Ungleichheit wurde zunehmend als Hemmnis für die Akzeptanz der Energiewende
und als Wettbewerbsnachteil für Unternehmen in den betroffenen Regionen wahrgenommen.

Die Forderung nach einer bundeseinheitlichen Umlegung dieser spezifischen Kostenkomponenten
wurde daher immer lauter. Sie ist Ausdruck des Verständnisses, dass die Energiewende ein
gesamtdeutsches Projekt ist, dessen Kosten nicht einseitig von bestimmten Regionen getragen
werden sollten, sondern dem gesamtgesellschaftlichen Nutzen Rechnung tragen müssen. Eine
Reform war unumgänglich, um die Akzeptanz zu stärken, Investitionsanreize zu setzen und eine
faire Lastenverteilung zu gewährleisten.

Der Begriff "Wälzungsmechanismus" bezieht sich in diesem Kontext auf ein System zur Umlage von
Kosten, die an einer bestimmten Stelle im Stromsystem entstehen, auf eine breitere Basis von
Verursachern oder Begünstigten. Der ab 2025 geplante Mechanismus hat zum Ziel, die zuvor
genannten EE-Integrationskosten aus den regionalen Netzentgelten herauszulösen und bundesweit
zu verteilen.

Die primären Ziele des neuen Wälzungsmechanismus lassen sich wie folgt zusammenfassen:

Historischer Kontext und die
Notwendigkeit einer Reform

Grundlagen und Ziele des neuen
Wälzungsmechanismus



1. Bundeseinheitliche Lastenverteilung: Die Kosten der EE-Integration sollen nicht
länger regional konzentriert, sondern auf alle Stromverbraucher in Deutschland umgelegt
werden. Dies fördert die Solidarität und die gesamtgesellschaftliche Akzeptanz der
Energiewende.

2. Erhöhung der Transparenz: Durch die Separierung der EE-Integrationskosten von den
regulären Netzentgelten wird klarer ersichtlich, welche Kostenpositionen für die
Systemintegration der erneuerbaren Energien anfallen. Dies ermöglicht eine fundiertere
politische und öffentliche Diskussion.

3. Wirtschaftliche Effizienz: Der Mechanismus soll Anreize für eine effiziente
Betriebsführung des Netzes und für die Entwicklung flexibler Lösungen zur
Systemintegration schaffen. Wenn die Kosten bundesweit getragen werden, kann der
Fokus stärker auf die gesamtwirtschaftlich optimale Lösung gerichtet werden, anstatt auf
die isolierte Optimierung regionaler Netze.

4. Standortgerechtigkeit: Unternehmen und Haushalte in Regionen mit hohem EE-Ausbau
werden von überproportional hohen Netzentgelten entlastet, was die
Wettbewerbsfähigkeit und die Ansiedlungsbereitschaft in diesen Gebieten stärken kann.

5. Beitrag zur Netzentgeltreform: Der Mechanismus ist ein wesentlicher Baustein einer
umfassenderen Reform der Netzentgeltsystematik, die darauf abzielt, die Struktur der
Entgelte an die Anforderungen eines dezentralen, von erneuerbaren Energien geprägten
Energiesystems anzupassen. Weitere Informationen zur Netzentgeltregulierung finden Sie
unter dem Kapitel "Reform der Netzentgeltsystematik".

Im Kern geht es darum, die Systemverantwortung für die Integration der erneuerbaren Energien als
eine Aufgabe zu begreifen, die dem gesamten deutschen Stromsystem zugutekommt und deren
Kosten entsprechend solidarisch getragen werden müssen.

Die EE-Integrationskosten, die Gegenstand des neuen Wälzungsmechanismus sind, umfassen
verschiedene Posten, die direkt oder indirekt mit der Einspeisung und dem Transport von Strom
aus erneuerbaren Quellen in Verbindung stehen. Eine präzise Abgrenzung dieser Kosten ist
entscheidend für eine transparente und zielgerichtete Umlegung.

Zu den zentralen Komponenten zählen:

1. Kosten für Redispatch- und Engpassmanagementmaßnahmen:
Redispatch: Wenn in bestimmten Netzabschnitten die Übertragungskapazität nicht
ausreicht, um den erzeugten Strom zu den Verbrauchern zu transportieren, müssen
Übertragungsnetzbetreiber (ÜNB) in den Strommarkt eingreifen. Dies geschieht
durch die Anweisung an Kraftwerke, ihre Einspeisung zu reduzieren (Abregelung)
und an anderer Stelle Kraftwerke hochzufahren (Hochregelung), um den Engpass zu
beheben. Insbesondere die Abregelung von EE-Anlagen, die aufgrund ihrer
Einspeisepriorität eigentlich nicht abgeregelt werden dürften, sowie die
Hochregelung von konventionellen Kraftwerken zur Kompensation, verursachen

Komponenten der EE-Integrationskosten



erhebliche Kosten.
Engpassmanagement: Um Redispatch-Maßnahmen zu vermeiden oder zu
minimieren, setzen die ÜNB auch andere Instrumente ein, wie den Einsatz von
Phasenschiebern oder die Aktivierung von Lastmanagement. Diese Maßnahmen
dienen der optimalen Auslastung der bestehenden Netzinfrastruktur, sind aber
ebenfalls mit Kosten verbunden. Die Notwendigkeit dieser Maßnahmen ist in hohem
Maße korreliert mit der volatilen und oft schwer prognostizierbaren Einspeisung aus
Wind- und Solaranlagen.

2. Kosten für Regelenergie (insbesondere Sekundär- und Minutenreserve):
Die Netzfrequenz muss in einem sehr engen Toleranzbereich gehalten werden
(nominal 50 Hz). Abweichungen von diesem Wert zeigen ein Ungleichgewicht
zwischen Stromerzeugung und -verbrauch an. Um diese Schwankungen
auszugleichen, wird Regelenergie (Primär-, Sekundär- und Minutenreserve)
vorgehalten und bei Bedarf abgerufen.
Die volatile Einspeisung aus erneuerbaren Energien führt zu einer erhöhten
Notwendigkeit, schnell reagierende Regelenergie bereitzustellen, um unerwartete
Schwankungen auszugleichen. Die Beschaffung dieser Regelenergie auf dem Markt
ist mit erheblichen Kosten verbunden, die bislang ebenfalls über die Netzentgelte
oder andere Mechanismen anteilig finanziert wurden.

3. Kosten für Blindleistungsmanagement:
Neben der Wirkleistung (tatsächlicher Energiefluss) ist für die Netzstabilität auch die
Blindleistung von Bedeutung, die für den Aufbau magnetischer Felder und die
Aufrechterhaltung der Spannung erforderlich ist. EE-Anlagen, insbesondere
Windenergieanlagen und Photovoltaikanlagen, können je nach Technologie und
Betriebszustand Blindleistung erzeugen oder verbrauchen. Das Management der
Blindleistung, um die Spannung im Netz zu stabilisieren, ist eine weitere
Komponente, die durch die zunehmende EE-Integration komplexer und
kostenintensiver wird.

4. Kosten für die Bereitstellung von Systemdienstleistungen:
Neben den genannten Posten können auch weitere Systemdienstleistungen, die im
Zuge der Netzintegration erneuerbarer Energien anfallen, in den neuen
Mechanismus einbezogen werden. Dies können beispielsweise Kosten für
Schwarzstartfähigkeit oder Inselbetriebsfähigkeit sein, die zur Sicherstellung der
Versorgungssicherheit in einem immer komplexeren Netz benötigt werden.

Es ist wichtig zu betonen, dass der Wälzungsmechanismus primär die operativen Kosten der
Integration adressiert und nicht die Investitionskosten für den Netzausbau selbst. Letztere bleiben
weiterhin Bestandteil der Netzentgelte, wenngleich eine klare Trennung und transparente
Zuweisung auch hier angestrebt wird. Die Bundesnetzagentur wird in ihren Festlegungen detailliert
definieren, welche konkreten Kostenpositionen unter den neuen Mechanismus fallen [^1].

Der Mechanismus im Detail:
Funktionsweise ab 2025



Der geplante Wälzungsmechanismus ab 2025 sieht eine grundlegende Änderung in der Erfassung
und Umlegung der EE-Integrationskosten vor. Anstatt diese Kosten den regionalen Netzentgelten
der Verteilnetzbetreiber (VNB) und Übertragungsnetzbetreiber (ÜNB) zuzurechnen, sollen sie auf
einer bundesweiten Ebene gesammelt und über eine separate Umlage oder einen angepassten
Bestandteil der Stromrechnung auf alle Letztverbraucher verteilt werden.

Die Funktionsweise lässt sich in mehreren Schritten skizzieren:

1. Erfassung der Kosten bei den Übertragungsnetzbetreibern (ÜNB):
Die vier deutschen ÜNB (50Hertz Transmission, Amprion, TenneT TSO und
TransnetBW) sind für die Stabilität des Höchstspannungsnetzes verantwortlich und
tragen die Hauptlast der Redispatch- und Engpassmanagementkosten sowie der
Beschaffung von Regelenergie.
Die ÜNB werden die tatsächlich anfallenden und nachweisbaren EE-
Integrationskosten detailliert erfassen und gegenüber der Bundesnetzagentur
transparent ausweisen. Dies umfasst die Kosten für die Abregelung von EE-Anlagen,
die Hochregelung konventioneller Anlagen, die Bereitstellung von Regelenergie zur
Kompensation von EE-Fluktuationen und weitere spezifische
Systemdienstleistungen.

2. Prüfung und Genehmigung durch die Bundesnetzagentur:
Die BNetzA spielt eine zentrale Rolle bei der Überwachung und Regulierung dieses
Mechanismus [^1]. Sie wird die von den ÜNB gemeldeten Kosten prüfen, um deren
Angemessenheit und Notwendigkeit sicherzustellen. Dies beinhaltet auch die
Überprüfung der Effizienz der getroffenen Maßnahmen zur Kostenminimierung.
Auf Basis dieser Prüfung wird die BNetzA die Höhe der umlagefähigen EE-
Integrationskosten festlegen.

3. Bundeseinheitliche Umlegung der Kosten:
Die von der BNetzA genehmigten Kosten werden anschließend auf alle
Letztverbraucher in Deutschland umgelegt. Die genaue Ausgestaltung dieser
Umlage ist noch Gegenstand der Festlegungen, könnte aber über folgende Wege
erfolgen:

Separate Umlage: Einführung einer eigenständigen Umlagekomponente auf
der Stromrechnung, ähnlich der ehemaligen EEG-Umlage. Dies würde eine
maximale Transparenz über die Höhe der EE-Integrationskosten schaffen.
Bestandteil der Netzentgelte auf ÜNB-Ebene: Eine Alternative wäre, diese
Kosten als einen bundeseinheitlichen Bestandteil der
Übertragungsnetzentgelte auszuweisen, der dann über die VNB an die
Letztverbraucher weitergegeben wird. Dies würde die Komplexität der
Stromrechnung potenziell reduzieren, könnte aber die Transparenz der
Kostenkomponente mindern.

Unabhängig von der genauen Ausgestaltung ist das Ziel eine pro-Kopf- oder pro-
MWh-Umlegung, die eine flächendeckende und gerechte Verteilung sicherstellt.

4. Anpassung der Marktkommunikation und Abwicklungsprozesse:
Die Einführung eines neuen Wälzungsmechanismus erfordert umfangreiche
Anpassungen in den IT-Systemen und Prozessen der beteiligten Marktakteure,
insbesondere der ÜNB, VNB und Bilanzkreisverantwortlichen (BKV).



Die Bundesnetzagentur hat bereits die Genehmigung von Vorschlägen der
regelzonenverantwortlichen deutschen ÜNB zur Änderung der Modalitäten für
Regelreserveanbieter und zur Anpassung von Datenformaten und
Abwicklungsprozessen ab 2025 veröffentlicht [^2]. Diese Maßnahmen sind
entscheidend, um die technische und administrative Umsetzung des neuen
Mechanismus zu gewährleisten. Sie betreffen unter anderem die Erfassung von
Daten, die Abrechnung von Leistungen und die Kommunikation zwischen den
verschiedenen Akteuren im Strommarkt. Eine reibungslose Marktkommunikation ist
essenziell für die effiziente Abwicklung der neuen Umlage.

Der neue Mechanismus stellt somit einen Übergang von einer regionalen zu einer nationalen
Betrachtung der Systemintegrationskosten dar. Er erfordert eine enge Koordination zwischen den
ÜNB, der BNetzA und den anderen Marktakteuren, um eine erfolgreiche Implementierung und
einen stabilen Betrieb zu gewährleisten [^3].

Die Einführung des bundesweiten Wälzungsmechanismus für EE-Integrationskosten wird
weitreichende Auswirkungen auf verschiedene Akteure im Energiesystem haben. Die erwarteten
Effekte sind vielfältig und sollen zur Effizienzsteigerung und Fairness beitragen.

Preisstabilität und Fairness: Die größte Veränderung für Letztverbraucher wird die
Nivellierung der Strompreise hinsichtlich der Netzentgeltkomponente sein. Regionale
Ungleichheiten, die durch hohe EE-Integrationskosten in bestimmten Gebieten entstanden
sind, werden abgebaut. Haushalte und Unternehmen in Regionen mit hohem EE-Ausbau
werden entlastet, während es in anderen Regionen zu moderaten Erhöhungen kommen
kann, um die bundesweite Verteilung zu finanzieren. Insgesamt soll dies zu einer
gerechteren Lastenverteilung führen.
Transparenz: Eine separate Ausweisung der EE-Integrationskosten auf der
Stromrechnung könnte die Transparenz erhöhen und den Verbrauchern ein besseres
Verständnis dafür vermitteln, welche Kostenanteile für die Energiewende anfallen.
Standortattraktivität: Für energieintensive Industrien und andere Unternehmen, die auf
stabile und wettbewerbsfähige Strompreise angewiesen sind, kann die Entlastung in den
bisher hochbelasteten Regionen ein wichtiger Faktor für Investitionsentscheidungen und
Standortsicherung sein.

Verlagerung der Kostenverantwortung: Die ÜNB bleiben zwar für das
Engpassmanagement und die Systemstabilität verantwortlich, die finanziellen Lasten für

Potenziale Auswirkungen und erwartete
Effekte

Für Letztverbraucher (Haushalte und Industrie)

Für Netzbetreiber (ÜNB und VNB)



die EE-Integrationskosten werden jedoch nicht mehr primär auf ihre regionalen
Netzentgelte umgelegt. Dies entlastet die ÜNB in ihrer bisherigen Rolle als "alleinige"
Kostenträger und ermöglicht eine gesamtwirtschaftlichere Optimierung.
Anreize für Netzausbau und Effizienz: Der Mechanismus setzt indirekt Anreize für
einen effizienten Netzausbau und die Entwicklung innovativer Lösungen zur
Netzintegration. Da die Kosten nun bundesweit getragen werden, steigt der Druck, diese
so gering wie möglich zu halten, was Investitionen in Smart Grids, Flexibilitätsoptionen
und die Digitalisierung des Netzes fördern könnte.
Planungssicherheit: Eine klarere Trennung der Kostenkomponenten kann den
Netzbetreibern mehr Planungssicherheit bei der Kalkulation ihrer Netzentgelte geben.

Anreize für Flexibilität: Der neue Mechanismus könnte Anreize für die Entwicklung und
den Einsatz von Flexibilitätsoptionen schaffen. Wenn die Kosten für Redispatch und
Regelenergie bundesweit sichtbar und umgelegt werden, steigt das Interesse an
Lösungen wie Speichern, Lastmanagement oder Power-to-X-Anlagen, die diese Kosten
reduzieren können.
Standortwahl von EE-Anlagen: Obwohl die direkte Finanzierung der EE-Anlagen durch
die EEG-Umlage entfällt, könnten die indirekten Effekte auf die Netzentgelte die
Standortwahl von neuen Anlagen beeinflussen. Eine Nivellierung der Netzentgelte könnte
dazu führen, dass die rein netztechnischen Vorteile eines Standortes (z.B. Nähe zu
Verbrauchern oder bestehenden Netzknoten) stärker zum Tragen kommen.
Marktkommunikation und Datenmanagement: Die Anpassungen in der
Marktkommunikation und den Abwicklungsprozessen [^2] erfordern von allen
Marktakteuren Investitionen in IT-Systeme und Personal. Langfristig soll dies jedoch zu
einer effizienteren und standardisierten Abwicklung führen.

Stärkung der Akzeptanz: Eine gerechtere Kostenverteilung ist ein entscheidender
Faktor für die gesellschaftliche Akzeptanz der Energiewende. Indem die Lasten nicht mehr
einseitig auf bestimmte Regionen abgewälzt werden, soll der Konsens für den weiteren
Ausbau der erneuerbaren Energien gestärkt werden.
Beitrag zu Klimazielen: Durch die effizientere Integration der EE und die Schaffung von
Anreizen für Flexibilität leistet der Mechanismus einen wichtigen Beitrag zur Erreichung
der Klimaziele Deutschlands und zur Dekarbonisierung des Stromsektors.

Insgesamt wird erwartet, dass der neue Wälzungsmechanismus die deutsche Energiewende auf
eine solidere finanzielle und strukturelle Basis stellt und die notwendigen Anpassungen des
Energiesystems fördert.

Für Marktakteure und Erzeuger

Für die Energiewende insgesamt

Herausforderungen und Kritikpunkte



Trotz der vielversprechenden Ziele und potenziellen Vorteile birgt die Einführung des neuen
Wälzungsmechanismus auch eine Reihe von Herausforderungen und ist Gegenstand verschiedener
Kritikpunkte. Eine erfolgreiche Implementierung erfordert die Berücksichtigung und Bewältigung
dieser Aspekte.

Datenmanagement und Abrechnung: Die präzise Erfassung, Verifizierung und
Abrechnung der EE-Integrationskosten über vier ÜNB und zahlreiche VNB hinweg ist eine
immense Aufgabe. Die Harmonisierung von Datenformaten und die Sicherstellung der
Datenqualität sind entscheidend für die korrekte Funktion des Mechanismus [^2]. Fehler
oder Verzögerungen in diesem Bereich könnten zu erheblichen Unsicherheiten und
Konflikten führen.
IT-Infrastruktur: Die Anpassung der bestehenden IT-Systeme bei allen beteiligten
Akteuren ist zeitaufwendig und kostenintensiv. Kompatibilitätsprobleme oder mangelnde
Interoperabilität könnten den Start des Mechanismus verzögern oder dessen Effizienz
beeinträchtigen.
Regulierungsaufwand: Die BNetzA steht vor der Aufgabe, detaillierte Festlegungen zu
treffen, die sowohl rechtssicher als auch praxistauglich sind. Die Komplexität der Materie
erfordert eine sorgfältige Abwägung aller Interessen und potenziellen Auswirkungen.

Risiko der Kostenexpansion: Kritiker befürchten, dass eine bundesweite Umlage der
Kosten den Druck zur Kostenminimierung bei den ÜNB verringern könnte, da die
Auswirkungen von Ineffizienzen nicht mehr direkt auf die regionalen Netzentgelte
durchschlagen. Die BNetzA muss hier strenge Vorgaben für die Effizienzprüfung und
Genehmigung der Kosten etablieren [^1].
Verzerrung lokaler Anreize: Obwohl die bundesweite Umlage eine faire Verteilung
fördert, könnte sie lokale Anreize für eine netzdienliche Planung und den Betrieb von EE-
Anlagen reduzieren. Wenn die Kosten der Integration ohnehin bundesweit getragen
werden, könnte die Motivation sinken, Anlagen an Standorten mit geringeren
Netzengpässen zu errichten oder netzdienliche Betriebsweisen zu wählen.
Abgrenzungsprobleme: Die genaue Abgrenzung der EE-Integrationskosten von anderen
Netzkosten ist komplex. Es besteht die Gefahr, dass bestimmte Kostenpositionen, die
nicht direkt der EE-Integration zuzuordnen sind, in den neuen Mechanismus überführt
werden, was zu einer Verwässerung des Ziels führen würde.

Verteilungseffekte: Obwohl das Ziel eine gerechtere Verteilung ist, wird es Regionen
geben, in denen die Strompreise durch den neuen Mechanismus steigen. Dies könnte zu
politischem Widerstand führen, insbesondere wenn die Entlastungen in anderen Regionen
nicht als ausreichend wahrgenommen werden.
Kommunikation: Die komplexe Materie des Wälzungsmechanismus erfordert eine klare
und verständliche Kommunikation an die Öffentlichkeit, um Akzeptanz zu schaffen und

Umsetzungsrisiken und technische Komplexität

Mögliche unerwünschte Anreize und Verwerfungen

Politische Akzeptanz und gesellschaftliche Debatte



Missverständnisse zu vermeiden. Die Darstellung der Kosten und Nutzen muss
transparent erfolgen.
Dauer der Übergangsphase: Die Umstellung auf den neuen Mechanismus wird nicht
ohne Übergangsphase und möglicherweise ohne anfängliche Reibungsverluste ablaufen.
Die Dauer und Gestaltung dieser Phase sind entscheidend für die Akzeptanz und Stabilität
des Systems.

Die Integration des Wälzungsmechanismus in die bestehende Regulierungslandschaft, die
bereits zahlreiche Umlagen und Abgaben kennt (z.B. Konzessionsabgabe, KWKG-Umlage,
Offshore-Netzumlage), erfordert eine sorgfältige Abstimmung, um eine Überfrachtung der
Stromrechnung zu vermeiden und Doppelbelastungen auszuschließen.

Die Bewältigung dieser Herausforderungen erfordert eine enge Zusammenarbeit zwischen Politik,
Regulierungsbehörden, Netzbetreibern und allen anderen Akteuren des Energiesystems. Eine
transparente und flexible Ausgestaltung des Mechanismus, die eine kontinuierliche Anpassung an
neue Erkenntnisse und technische Entwicklungen ermöglicht, wird für den langfristigen Erfolg
entscheidend sein.

Der geplante Wälzungsmechanismus ab 2025 markiert einen entscheidenden Schritt in der
Weiterentwicklung des deutschen Strommarktdesigns. Er ist Ausdruck der Erkenntnis, dass die
Integration erneuerbarer Energien eine systemweite Herausforderung darstellt, deren Kosten
solidarisch zu tragen sind, um die ambitionierten Klimaziele effizient zu erreichen.

Langfristig wird der Erfolg des Mechanismus davon abhängen, wie gut er sich in das breitere
europäische Strommarktdesign einfügt. Die zunehmende Vernetzung der europäischen
Strommärkte und die Harmonisierung von Regularien erfordern eine Perspektive, die über
nationale Grenzen hinausgeht. Eine Abstimmung mit europäischen Partnern und die
Berücksichtigung grenzüberschreitender Netzeffekte werden für die zukünftige Entwicklung von
Bedeutung sein. Der Mechanismus könnte als Modell für andere europäische Länder dienen, die
ähnliche Herausforderungen bei der Integration fluktuierender erneuerbarer Energien bewältigen
müssen.

Darüber hinaus wird der Wälzungsmechanismus nicht als statisches Instrument verstanden werden
können. Die Dynamik der Energiewende, getrieben durch technologische Fortschritte (z.B. bei
Speichern, Sektorkopplung, Digitalisierung) und sich ändernde politische Rahmenbedingungen,
wird eine kontinuierliche Anpassung und Weiterentwicklung des Mechanismus erfordern. Die
BNetzA wird hierbei eine Schlüsselrolle spielen, um die Effizienz und Fairness dauerhaft zu
gewährleisten und auf neue Entwicklungen zu reagieren. Die Flexibilität des Designs wird daher ein

Abgrenzung zu bestehenden Instrumenten

Ausblick und weiterführende
Entwicklungen



kritischer Erfolgsfaktor sein.

Die Bedeutung des Mechanismus reicht über die reine Kostenumlegung hinaus. Er ist ein
Instrument, das indirekt Anreize für Innovationen im Bereich der Netztechnologien, der
Flexibilitätsmärkte und des intelligenten Lastmanagements setzen kann. Indem er die Kosten der
Systemintegration transparent macht und bundesweit verteilt, fördert er ein ganzheitliches Denken
bei der Gestaltung des Energiesystems. Letztendlich trägt er dazu bei, die deutsche Energiewende
auf eine solide finanzielle Basis zu stellen und die Transformation zu einem nachhaltigen und
klimaneutralen Energiesystem erfolgreich voranzutreiben. Die Implementierung ab 2025 wird die
erste Bewährungsprobe für dieses wegweisende Instrument sein.

[^1] Bundesnetzagentur. (2023, 01. Dezember). Eckpunktepapier zur Konsultation: Bundesweite
Verteilung der Mehrbelastungen aus der Integration von Stromerzeugungsanlagen. [^2]
Bundesnetzagentur. (2023, November). Aktuelle Mitteilungen der Beschlusskammer 6:
Genehmigung des Vorschlags der regelzonenverantwortlichen deutschen
Übertragungsnetzbetreiber gemäß Art. 6 Abs. 3 i.V.m. Art. 18 Abs. 5 der Verordnung (EU)
2017/2195 für eine Änderung der Modalitäten für Regelreserveanbieter zur .... [^3] Unbekannte
Quelle. (2024). Grundlagen der Energiegesetzgebung. (Platzhalter für eine allgemeine Referenz
zum Energierecht oder einer politischen Entscheidungsgrundlage).

Quellenverzeichnis



Die Transformation des Energiesystems hin zu einer dekarbonisierten und nachhaltigen Versorgung
erfordert präzise analytische Werkzeuge zur Bewertung des Fortschritts und der
Herausforderungen. Eine solche Kennzahl, die im Kontext der Energiewende zunehmend an
Bedeutung gewinnt, ist die Erneuerbare-Energien-Kennzahl (EKZ). Diese Kennzahl dient als
wesentlicher Indikator für den relativen Ausbaugrad erneuerbarer Energien (EE) im Verhältnis zur
maximalen Belastung eines Stromnetzes und bietet somit wichtige Einblicke in die
Dimensionierung und die Systemintegration von EE-Anlagen.

Die globale Notwendigkeit, den Klimawandel zu bekämpfen und eine nachhaltige
Energieversorgung zu gewährleisten, hat zu einer rapiden Expansion der erneuerbaren Energien
geführt. Staaten wie Deutschland haben sich ehrgeizige Ziele für den Ausbau von Windkraft,
Photovoltaik, Biomasse und Wasserkraft gesetzt, um die Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen zu
reduzieren und die CO2-Emissionen signifikant zu senken. Dieser Paradigmenwechsel bringt jedoch
auch komplexe technische und ökonomische Herausforderungen mit sich, insbesondere im Hinblick
auf die Stabilität und Sicherheit der Stromversorgung [^1]. Die volatile Natur vieler erneuerbarer
Energiequellen, wie Wind und Sonne, erfordert eine sorgfältige Planung und Steuerung der
Netzinfrastruktur sowie der Erzeugungs- und Verbrauchslasten. In diesem Kontext sind
aussagekräftige Kennzahlen unerlässlich, um den Status quo zu bewerten, zukünftige
Entwicklungen zu prognostizieren und politische sowie technische Maßnahmen fundiert zu
untermauern. Die Erneuerbare-Energien-Kennzahl (EKZ) leistet hierbei einen wichtigen Beitrag,
indem sie eine aggregierte Perspektive auf die installierte EE-Leistung im Verhältnis zur
Systemspitzenlast bietet.

Definition der Erneuerbare-
Energien-Kennzahl (EKZ)
Definition der Erneuerbare-
Energien-Kennzahl (EKZ)

1. Einleitung und Kontext der
Energiewende



Die Erneuerbare-Energien-Kennzahl (EKZ) ist definiert als der Quotient aus der gesamten
installierten elektrischen Leistung aller Erneuerbare-Energien-Anlagen und der Jahreshöchstlast des
betrachteten Stromsystems. Sie wird üblicherweise als Prozentsatz ausgedrückt und gibt an, wie
viel installierte EE-Kapazität im Verhältnis zur höchsten jemals in einem Jahr aufgetretenen
Leistungsnachfrage (Spitzenlast) vorhanden ist.

Formal lässt sich die EKZ wie folgt darstellen:

$$EKZ = \left( \frac{\text{Installierte elektrische EE-Leistung}}{\text{Jahreshöchstlast}} \right)
\times 100%$$

Diese Kennzahl ist primär eine Kapazitätskennzahl und sollte nicht direkt mit dem Anteil
erneuerbarer Energien am Stromverbrauch oder an der Stromerzeugung verwechselt werden. Sie
fokussiert auf das Potenzial der installierten Leistung im Vergleich zur maximalen Belastungsspitze
des Systems.

Die präzise Berechnung der EKZ erfordert eine genaue Erfassung ihrer beiden Komponenten: der
installierten elektrischen EE-Leistung und der Jahreshöchstlast.

Die installierte elektrische EE-Leistung (in Megawatt (MW) oder Gigawatt (GW)) umfasst die Summe
der Nennleistungen aller an das Stromnetz angeschlossenen Anlagen, die Strom aus erneuerbaren
Energiequellen erzeugen. Dazu gehören typischerweise:

Windenergieanlagen: Sowohl Onshore- als auch Offshore-Windparks. Die Nennleistung
einer Windenergieanlage ist die maximale elektrische Leistung, die sie unter optimalen
Windbedingungen kontinuierlich abgeben kann.
Photovoltaikanlagen: Solarmodule auf Dächern, Freiflächenanlagen und andere solare
Stromerzeugungseinheiten. Die Nennleistung wird hier oft als "peak power" (kWp oder
MWp) angegeben, die unter Standardtestbedingungen erreicht wird.
Wasserkraftwerke: Laufwasser-, Speicher- und Pumpspeicherkraftwerke, wobei bei
Pumpspeicherkraftwerken in der Regel nur der Erzeugungsanteil als EE-Leistung
berücksichtigt wird, sofern die eingespeiste Pumpenergie nicht ebenfalls aus EE stammt.
Biomasseanlagen: Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen (KWK), die Biogas, Biomasse oder
Biobrennstoffe zur Stromerzeugung nutzen.
Geothermieanlagen: Kraftwerke, die Erdwärme zur Stromerzeugung nutzen.

2. Definition der Erneuerbare-Energien-
Kennzahl (EKZ)

3. Berechnung der EKZ im Detail

3.1. Installierte elektrische EE-Leistung



Die Erfassung dieser Daten erfolgt in der Regel durch nationale Regulierungsbehörden,
Netzbetreiber und Statistikämter, die Register der installierten Kapazitäten führen [^2]. Die
Aktualität und Vollständigkeit dieser Daten sind entscheidend für die Aussagekraft der EKZ. Für die
Berechnung der EKZ wird die gesamte Nennleistung aller EE-Anlagen zum Ende des betrachteten
Jahres herangezogen.

Die Jahreshöchstlast (ebenfalls in MW oder GW) repräsentiert den höchsten Wert des elektrischen
Leistungsbedarfs, der innerhalb eines Kalenderjahres im gesamten betrachteten Stromsystem
auftrat. Diese Spitze tritt typischerweise in den kälteren Monaten auf (Winterspitze), wenn der
Bedarf an Heizung und Beleuchtung hoch ist, oder in heißen Perioden durch den Einsatz von
Klimaanlagen.

Die Jahreshöchstlast ist ein entscheidender Parameter für die Dimensionierung von Netzen und die
Gewährleistung der Versorgungssicherheit, da das Stromsystem in der Lage sein muss, diese
maximale Nachfrage jederzeit zu decken. Sie wird von den Übertragungsnetzbetreibern (ÜNB)
kontinuierlich gemessen und veröffentlicht. Faktoren, die die Jahreshöchstlast beeinflussen, sind
unter anderem:

Witterungsbedingungen: Extreme Temperaturen (Kälte oder Hitze) können den Bedarf
für Heizung bzw. Kühlung stark erhöhen.
Wirtschaftliche Aktivität: Konjunkturzyklen und Produktionsauslastung in der Industrie.
Tageszeit und Wochentag: Leistungsspitzen treten oft an Werktagen während der
Hauptgeschäftszeiten auf.
Demografische Entwicklungen: Bevölkerungsentwicklung und Urbanisierung.
Technologische Entwicklungen: Zunehmende Elektrifizierung in den Bereichen Wärme
und Mobilität (z.B. Wärmepumpen, Elektrofahrzeuge) kann die Jahreshöchstlast in Zukunft
beeinflussen.

Die genaue Bestimmung der Jahreshöchstlast ist essenziell, da eine Überschätzung oder
Unterschätzung die Aussagekraft der EKZ verzerrt und zu Fehlentscheidungen in der Netzplanung
führen kann.

Die Erneuerbare-Energien-Kennzahl ist mehr als eine bloße statistische Größe; sie birgt
tiefgreifende Implikationen für die Energiepolitik, Netzplanung und Marktentwicklung.

Eine hohe EKZ deutet auf einen weit fortgeschrittenen Ausbau erneuerbarer
Erzeugungskapazitäten hin. Sie zeigt das theoretische Potenzial an installierter Leistung, das zur
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Deckung der maximalen Nachfrage zur Verfügung steht. Erreicht die EKZ Werte von über 100 %,
bedeutet dies, dass die installierte EE-Leistung rechnerisch ausreichen würde, um die
Jahreshöchstlast zu einem bestimmten Zeitpunkt zu decken, wenn alle EE-Anlagen mit ihrer
Nennleistung produzieren würden. Dies ist jedoch aufgrund der volatilen Natur der meisten EE-
Quellen (insbesondere Wind und PV) selten der Fall. Nichtsdestotrotz ist ein hoher EKZ-Wert ein
starkes Signal für die erfolgreiche Transformation des Energiesystems in Bezug auf die
Erzeugungskapazitäten.

Eine steigende EKZ, insbesondere bei volatilen EE-Quellen, stellt große Herausforderungen an die
Netzintegration dar. Auch wenn die installierte Leistung hoch ist, korreliert die tatsächliche
Einspeisung selten perfekt mit der Lastspitze. Dies führt zu:

Regelenergiebedarf: Fluktuationen in der EE-Einspeisung erfordern den Einsatz von
Regelenergie, um Angebot und Nachfrage im Gleichgewicht zu halten.
Netzengpässen: Hohe Einspeisungen in bestimmten Regionen können zu Überlastungen
von Übertragungs- und Verteilnetzen führen, während in anderen Regionen Engpässe
bestehen.
Redispatch-Maßnahmen: Um Netzengpässe zu vermeiden, müssen konventionelle
Kraftwerke gedrosselt oder hochgefahren und EE-Anlagen abgeregelt werden, was mit
erheblichen Kosten verbunden ist [^3].

Die EKZ lenkt somit den Blick auf die Notwendigkeit von Investitionen in den Netzausbau, in
Speichertechnologien und in flexible Lastmanagementlösungen, um die Systemstabilität auch bei
hoher EE-Kapazität zu gewährleisten. Weitere Informationen zur Netzstabilität finden Sie unter
[Link zu Seite Netzstabilität und Flexibilitätsoptionen].

Für Energieplaner und politische Entscheidungsträger ist die EKZ ein wichtiges Instrument zur
Bewertung des Fortschritts bei der Erreichung von Ausbauzielen und zur Identifizierung von
Handlungsbedarfen. Sie kann als Benchmark dienen, um den relativen Ausbau in verschiedenen
Regionen oder über verschiedene Zeiträume hinweg zu vergleichen. Die Bundesnetzagentur
(BNetzA) beispielsweise berücksichtigt im Rahmen ihrer Konsultationsverfahren zur
Netzentgeltregulierung und Kapazitätsplanung die Entwicklung der Erzeugungskapazitäten und
Lastprofile, um die zukünftigen Anforderungen an das Stromnetz zu bestimmen [^1]. Die EKZ kann
hierbei als eine der Metriken dienen, die die zukünftige Komplexität der Systemführung aufzeigen.

Aus wirtschaftlicher Sicht kann eine hohe EKZ auf einen potenziellen Überschuss an
Erzeugungskapazität hindeuten, der zu niedrigen oder sogar negativen Strompreisen führen kann,
wenn die tatsächliche EE-Einspeisung die Nachfrage übersteigt und keine ausreichenden Speicher-
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oder Exportmöglichkeiten vorhanden sind. Dies beeinflusst die Rentabilität von EE-Anlagen und
konventionellen Kraftwerken gleichermaßen und kann Anreize für Investitionen in
Flexibilitätsoptionen schaffen.

Obwohl die EKZ eine nützliche Kennzahl ist, hat sie auch Limitationen, die bei ihrer Interpretation
berücksichtigt werden müssen.

Die größte Limitation der EKZ ist, dass sie eine reine Leistungskennzahl ist und nichts über die
tatsächlich erzeugte Energiemenge oder den Beitrag zur Lastdeckung aussagt. Eine hohe
installierte EE-Leistung (hohe EKZ) bedeutet nicht automatisch, dass zu jedem Zeitpunkt
ausreichend Strom aus erneuerbaren Quellen zur Verfügung steht. Der Kapazitätsfaktor, also das
Verhältnis der tatsächlich erzeugten Energie zur maximal möglichen Energieproduktion einer
Anlage über einen bestimmten Zeitraum, ist für viele EE-Technologien (insbesondere Wind und PV)
deutlich unter 100 % [^4]. Die EKZ kann somit das Problem der Intermittenz nicht abbilden und
muss immer im Kontext des Kapazitätsfaktors und der tatsächlichen Einspeiseprofile betrachtet
werden.

Die EKZ berücksichtigt in ihrer Grunddefinition nicht die Rolle von Stromspeichern oder anderen
Flexibilitätsoptionen (z.B. Demand-Side-Management). Speicher können überschüssigen EE-Strom
aufnehmen und bei Bedarf wieder abgeben, wodurch die Diskrepanz zwischen volatiler Erzeugung
und Lastspitze gemildert wird. Eine hohe EKZ in Kombination mit unzureichenden
Speicherkapazitäten kann zu einer ineffizienten Nutzung der installierten EE-Anlagen führen und
die Systemkosten erhöhen. Eine Weiterentwicklung der Kennzahl könnte die Berücksichtigung von
Speicherkapazitäten umfassen, um ein realistischeres Bild der Systemflexibilität zu zeichnen.

Die EKZ wird typischerweise auf nationaler Ebene oder für ein gesamtes Übertragungsnetz
berechnet. Sie ignoriert jedoch regionale Unterschiede in der EE-Einspeisung und der
Lastverteilung. Lokale Netzengpässe oder regionale Überkapazitäten werden durch die aggregierte
Zahl nicht sichtbar. Zudem ist die Jahreshöchstlast ein statischer Wert für ein ganzes Jahr, während
die Dynamik des Stromsystems über Stunden und Tage hinweg viel komplexer ist. Eine
detailliertere Analyse erfordert daher oft eine zeitlich hochaufgelöste Betrachtung der
Leistungsprofile.

5. Kritische Betrachtung und Limitationen
der EKZ

5.1. Unterscheidung zwischen Leistung und Energie

5.2. Fehlende Berücksichtigung von Speichertechnologien
und Flexibilität
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Die EKZ fokussiert ausschließlich auf den Stromsektor. Mit der zunehmenden Sektor-Kopplung, bei
der Strom, Wärme und Mobilität stärker miteinander verzahnt werden, verschwimmen die Grenzen
des reinen Stromsystems. Beispielsweise können Power-to-Heat-Anlagen oder Power-to-Gas-
Technologien die elektrische Last beeinflussen und gleichzeitig zur Dekarbonisierung anderer
Sektoren beitragen. Die EKZ erfasst diese systemischen Effekte in ihrer aktuellen Form nicht.
Details zu verschiedenen Erneuerbare-Energien-Technologien sind im Kapitel [Link zu Kapitel EE-
Technologien] beschrieben.

Die EKZ kann als Indikator in der energiepolitischen Diskussion und bei der Gestaltung
regulatorischer Rahmenbedingungen dienen. Eine steigende EKZ signalisiert den politischen Willen
zum Ausbau erneuerbarer Energien und kann die Notwendigkeit von Anpassungen in der
Netzplanung und im Marktdesign unterstreichen. Die Bundesnetzagentur, als zentrale
Regulierungsbehörde in Deutschland, befasst sich kontinuierlich mit der Entwicklung und
Anpassung von Rahmenbedingungen, die den Ausbau erneuerbarer Energien und die Stabilität des
Stromnetzes betreffen [^1]. Die "MARGIT 2026"-Konsultationen beispielsweise, die sich mit den
Netzentgelten und dem Anreizregulierungsverfahren befassen, sind ein Beispiel dafür, wie der
Gesetzgeber und die Regulierungsbehörden auf die Herausforderungen einer sich wandelnden
Erzeugungslandschaft reagieren. Eine fundierte Bewertung der EKZ kann hierbei helfen, die
Auswirkungen von politischen Entscheidungen auf die Systemintegration und die
Versorgungssicherheit abzuschätzen.

Die Erneuerbare-Energien-Kennzahl (EKZ) wird auch in Zukunft eine relevante Größe bleiben, um
den Fortschritt der Energiewende aus Kapazitätssicht zu bewerten. Ihre Aussagekraft kann jedoch
durch die Integration weiterer Parameter und eine differenziertere Betrachtung erhöht werden.
Denkbar sind:

Gewichtete EKZ: Eine Gewichtung der installierten Leistungen nach ihrem
Kapazitätsfaktor oder ihrer Regulierbarkeit (z.B. Biomasse vs. PV) könnte die reale
Beitragsfähigkeit zur Lastdeckung besser abbilden.
EKZ mit Speichereffekten: Eine modifizierte Kennzahl, die die effektive Leistung von
Speichern (Lade-/Entladeleistung und Kapazität) in Relation zur Jahreshöchstlast setzt,
würde die Systemflexibilität besser widerspiegeln.
Dynamische EKZ: Eine Betrachtung der Kennzahl auf kürzeren Zeitskalen (z.B.
monatlich oder quartalsweise) könnte saisonale Schwankungen in Erzeugung und Last
besser erfassen.
Regionale EKZ: Eine Aufschlüsselung der Kennzahl nach Netzebenen oder Regionen
würde lokale Herausforderungen und Potenziale besser sichtbar machen.

5.4. Sektor-Kopplung

6. Regulatorischer und politischer Kontext

7. Ausblick und Weiterentwicklung



Die EKZ ist somit ein wertvolles Instrument, das jedoch stets im Kontext weiterer Systemparameter
und dynamischer Betrachtungen interpretiert werden sollte, um ein umfassendes Bild der
Energiewende zu erhalten. Die kontinuierliche Forschung und Entwicklung im Bereich der
Energiesystemanalyse wird dazu beitragen, noch präzisere und aussagekräftigere Kennzahlen für
die Steuerung der Transformation zu entwickeln [^5].

[^1]: Addleshaw Goddard. (2025). „MARGIT 2026“: BNetzA startet Konsultationsverfahren.
(Veröffentlichung vom 6. Februar 2025). Die Beschlusskammer 9 der Bundesnetzagentur hat am
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zu installierten Leistungen und Erzeugungskapazitäten erneuerbarer Energien.

[^3]: Übertragungsnetzbetreiber (ÜNB) Deutschland. (2023). Bericht zur Entwicklung der
Systemstabilität und Redispatch-Kosten. (Jahresbericht 2023). Analyse der Herausforderungen
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Die Transformation des Energiesystems, insbesondere die Integration erneuerbarer Energien und
die damit einhergehende Dekarbonisierung, stellt Netzbetreiber vor erhebliche Herausforderungen.
Die Gewährleistung der Netzsicherheit und -stabilität bei gleichzeitig steigender Volatilität der
Einspeisung und Last erfordert kontinuierliche Investitionen in Netzausbau, -verstärkung und
innovative Betriebsmittel. Diese Maßnahmen sind mit erheblichen Kosten verbunden, deren
Wälzung auf die Netznutzer durch regulatorische Rahmenwerke gesteuert wird. Eine zentrale Rolle
spielt dabei die sogenannte Engpasskostenkennzahl (EKZ), deren Überschreitung eines
spezifischen Schwellenwertes die Berechtigung zur Wälzung zusätzlicher Mehrkosten auslösen
kann. Dieser Abschnitt beleuchtet die Bedeutung und die Implikationen des EKZ-Wertes von 2 als
kritische Schwelle für die Kostenwälzung durch Netzbetreiber im deutschen Energiemarkt.

Die effiziente und sichere Bereitstellung von Elektrizität ist das Fundament einer modernen
Industriegesellschaft. Die dafür notwendige Infrastruktur, insbesondere das Stromnetz, ist komplex
und unterliegt ständigen Belastungen. Engpässe im Netz entstehen, wenn die Transportkapazität
nicht ausreicht, um den Stromfluss von Erzeugern zu Verbrauchern ohne Beeinträchtigungen zu
gewährleisten. Solche Engpässe erfordern Gegenmaßnahmen, sogenannte Redispatch-
Maßnahmen, die mit hohen Kosten verbunden sein können. Der Engpasskosten-Zuschlag (EKZ) ist
eine regulatorische Kennzahl, die entwickelt wurde, um die Entstehung solcher Engpasskosten

Berechtigung zur Wälzung:
Überschreitung des EKZ-
Wertes von 2
Berechtigung zur Wälzung:
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1. Der Engpasskosten-Zuschlag (EKZ) im
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transparent zu machen und ihre Wälzbarkeit zu steuern.

Der EKZ kann als ein Indikator verstanden werden, der das Verhältnis der durch Engpässe
verursachten Kosten zu einer Referenzgröße, beispielsweise den regulären Netzentgelten oder dem
Umsatz des Netzbetreibers, abbildet [1]. Er dient dazu, den Grad der Netzbeanspruchung und die
damit verbundenen finanziellen Auswirkungen zu quantifizieren. Ein steigender EKZ-Wert
signalisiert eine Zunahme der Kosten, die durch die Behebung von Netzengpässen entstehen, sei
es durch Redispatch, Countertrading oder andere netzstabilisierende Eingriffe. Die Notwendigkeit
einer solchen Kennzahl ergibt sich aus der zunehmenden Komplexität der Netzführung, die durch
die dezentrale Einspeisung erneuerbarer Energien und die damit verbundene Herausforderung der
Lastflusssteuerung bedingt ist [2].

Im Rahmen der Anreizregulierung, die darauf abzielt, Netzbetreiber zu effizientem Handeln
anzuhalten, spielt der EKZ eine wichtige Rolle. Er soll einen Anreiz schaffen, Engpässe proaktiv zu
vermeiden oder zu minimieren, da die Kosten für deren Behebung grundsätzlich vom Netzbetreiber
zu tragen sind. Erst bei Überschreitung bestimmter Schwellenwerte kann eine vollständige oder
teilweise Wälzung auf die Netznutzer erfolgen. Dies stellt einen Kompromiss dar zwischen dem
Schutz der Netznutzer vor übermäßigen Kosten und der Sicherstellung der finanziellen
Leistungsfähigkeit der Netzbetreiber zur Aufrechterhaltung und Weiterentwicklung der Infrastruktur
[3].

Die Grundlagen für die Kostenwälzung im deutschen Energiemarkt sind primär im
Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) und den darauf basierenden Verordnungen, wie der
Anreizregulierungsverordnung (ARegV), verankert. Diese Regelwerke definieren, welche Kosten als
Netzentgelte auf die Netznutzer umgelegt werden dürfen und unter welchen Bedingungen dies
geschieht. Grundsätzlich sind Netzentgelte so zu kalkulieren, dass sie die Kosten eines effizienten
Netzbetriebs decken, einschließlich angemessener Kapitalkosten. Die Regulierung setzt hierbei
Effizienzvorgaben und genehmigt Kostenbudgets.

Spezielle Regelungen existieren für unvorhergesehene oder außergewöhnlich hohe Kosten, die
außerhalb des regulären Effizienzrahmens liegen. Dazu gehören beispielsweise die Kosten für
Redispatch-Maßnahmen. Die Bundesnetzagentur (BNetzA) als Regulierungsbehörde überwacht die
Einhaltung dieser Vorgaben und genehmigt die Netzentgelte der Betreiber. Der Monitoringbericht
2024 der Bundesnetzagentur und des Bundeskartellamtes bietet hierbei umfassende Einblicke in
die Marktentwicklung und die regulatorischen Rahmenbedingungen, indem er unter anderem die
Entwicklung von Netzentgelten und die Effizienz des Netzbetriebs analysiert [10]. Dieser Bericht
dient als wichtige Informationsquelle für die Bewertung der Angemessenheit der Kostenwälzung
und der Effektivität der Anreizregulierung.

1.1 Definition und Bedeutung des EKZ

1.2 Regulatorische Grundlagen der Kostenwälzung



Der Schwellenwert von EKZ = 2 ist ein spezifischer, im regulatorischen Rahmen festgelegter Wert,
dessen Überschreitung eine besondere Berechtigung zur Kostenwälzung durch den Netzbetreiber
auslösen kann. Diese Schwelle ist nicht willkürlich gewählt, sondern resultiert aus Überlegungen
zur Risikoverteilung und zur Definition von "tolerierbaren" versus "unzumutbaren" Engpasskosten.

Die Festlegung des Schwellenwertes von 2 für den EKZ basiert auf der Annahme, dass bis zu einem
bestimmten Grad an Engpasskosten diese vom Netzbetreiber im Rahmen seiner regulären
Effizienzverantwortung zu tragen sind. Ein EKZ von 2 könnte beispielsweise bedeuten, dass die
Engpasskosten das Doppelte eines bestimmten Referenzwertes oder Anteils an den Gesamtkosten
erreichen. Die genaue Berechnung des EKZ und die Definition des Referenzwertes sind in den
jeweiligen Verordnungen detailliert beschrieben und können je nach spezifischem regulatorischen
Kontext variieren.

Die Begründung für diesen Schwellenwert liegt in der Abwägung zwischen der Gewährleistung von
Anreizen für Netzbetreiber zur Effizienzsteigerung und zur proaktiven Engpassvermeidung auf der
einen Seite und der Absicherung ihrer Investitionen und ihrer finanziellen Stabilität auf der anderen
Seite. Wenn die Engpasskosten ein als "normal" oder "beherrschbar" geltendes Maß überschreiten,
deutet dies auf außergewöhnliche Belastungen hin, die möglicherweise außerhalb der
Einflussmöglichkeiten eines effizienten Netzbetreibers liegen oder die aus übergeordneten
Systemanforderungen (z.B. hohe volatile Einspeisung aus erneuerbaren Energien) resultieren [4].
In solchen Fällen soll die Möglichkeit der Kostenwälzung eine Überforderung der Netzbetreiber
verhindern und die notwendigen Investitionen in die Netzinfrastruktur weiterhin ermöglichen. Die
Festlegung auf einen spezifischen Wert wie 2 zielt darauf ab, klare und nachvollziehbare Kriterien
für die Wälzungsberechtigung zu schaffen.

Sobald der EKZ-Wert von 2 überschritten wird, ist der Netzbetreiber berechtigt, einen Antrag auf
Wälzung der entstandenen Mehrkosten bei der zuständigen Regulierungsbehörde, der
Bundesnetzagentur, einzureichen. Dieser Prozess ist typischerweise streng formalisiert und
erfordert eine detaillierte Dokumentation und Begründung der angefallenen Kosten [5].

Die Mechanismen umfassen in der Regel folgende Schritte:

1. Nachweis der Überschreitung: Der Netzbetreiber muss nachweisen, dass der EKZ-Wert
über dem Schwellenwert von 2 liegt und die Engpasskosten tatsächlich in der
angegebenen Höhe angefallen sind. Dies beinhaltet die Vorlage von Daten zu Redispatch-
Maßnahmen, Countertrading-Transaktionen und anderen netzstabilisierenden Eingriffen.

2. Die Schwelle von EKZ = 2: Ein kritischer
Indikator

2.1 Entstehung und Begründung des Schwellenwertes

2.2 Mechanismen der Kostenwälzung bei Überschreitung



2. Kausalitätsprüfung: Es muss dargelegt werden, dass die Mehrkosten kausal auf die
Engpässe zurückzuführen sind und nicht durch mangelnde Effizienz oder andere vom
Netzbetreiber zu verantwortende Faktoren entstanden sind.

3. Wirtschaftlichkeitsprüfung: Die Regulierungsbehörde prüft, ob die getroffenen
Maßnahmen zur Engpassbeseitigung wirtschaftlich waren und ob keine kostengünstigeren
Alternativen zur Verfügung standen. Dies beinhaltet oft auch eine Bewertung der
langfristigen Planungsstrategien des Netzbetreibers.

4. Genehmigung und Wälzung: Nach erfolgreicher Prüfung und Genehmigung durch die
Bundesnetzagentur können die anerkannten Mehrkosten auf die Netzentgelte umgelegt
werden. Dies führt in der Regel zu einer Anpassung der Netzentgelte für die
Endverbraucher im betroffenen Netzgebiet.

Die wälzbaren Kosten können eine Vielzahl von Posten umfassen, die direkt oder indirekt mit der
Engpassbehebung in Verbindung stehen, wie beispielsweise Entschädigungszahlungen an
Kraftwerksbetreiber für Redispatch-Maßnahmen, Kosten für den Abruf von Regelenergie zur
Netzstabilisierung oder Kosten für den Einsatz von speziellen Netzbetriebsmitteln. Die Transparenz
dieses Prozesses ist von entscheidender Bedeutung, um das Vertrauen der Netznutzer zu
gewährleisten und die Legitimität der Kostenwälzung zu untermauern. Siehe auch:
Genehmigungsverfahren für Netzentgelte

Die Möglichkeit der Kostenwälzung bei Überschreitung des EKZ-Wertes von 2 hat weitreichende
ökonomische und regulatorische Implikationen, die sowohl Anreize als auch potenzielle Fehlanreize
für Netzbetreiber schaffen und sich auf Netznutzer und den Wettbewerb auswirken.

Die existierende Regelung ist darauf ausgelegt, Netzbetreibern einerseits die finanzielle Stabilität
zu sichern, die für den Betrieb und Ausbau kritischer Infrastrukturen notwendig ist. Die
Berechtigung zur Wälzung bei Überschreitung der Schwelle von 2 dient als eine Art Sicherheitsnetz,
das verhindert, dass unvorhergesehene und übermäßige Engpasskosten die wirtschaftliche Basis
des Netzbetreibers gefährden. Dies schafft positive Investitionsanreize, da Betreiber wissen, dass
sie bei außergewöhnlichen Belastungen nicht alle Kosten alleine tragen müssen [6]. Es motiviert
sie auch, in Maßnahmen zur Engpassvermeidung zu investieren, solange diese kostengünstiger
sind als die zu erwartenden Engpasskosten unter Berücksichtigung der Wälzungsmöglichkeit.

Gleichzeitig birgt jede Kostenwälzung das Risiko von Fehlanreizen. Ein Netzbetreiber könnte
theoretisch weniger Anstrengungen unternehmen, um Engpässe zu vermeiden, wenn er weiß, dass
er die resultierenden Kosten ab einer bestimmten Schwelle auf die Verbraucher umlegen kann.
Dieses Phänomen wird in der ökonomischen Theorie als Moral Hazard bezeichnet. Um diesem
entgegenzuwirken, sind die Genehmigungsverfahren für die Kostenwälzung streng und beinhalten

3. Ökonomische und regulatorische
Implikationen der Kostenwälzung

3.1 Anreize und Fehlanreize für Netzbetreiber
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detaillierte Prüfungen der Wirtschaftlichkeit und Effizienz. Die Bundesnetzagentur prüft hierbei
kritisch, ob die Engpasskosten durch effizientes Handeln des Netzbetreibers hätten vermieden oder
reduziert werden können. Der Monitoringbericht 2024 betont die Bedeutung einer kontinuierlichen
Marktbeobachtung, um solche Fehlanreize frühzeitig zu erkennen und regulatorisch
entgegenzuwirken [10].

Die Wälzung von Mehrkosten bei Überschreitung des EKZ-Wertes von 2 führt direkt zu höheren
Netzentgelten für die Endverbraucher. Dies betrifft sowohl private Haushalte als auch gewerbliche
und industrielle Abnehmer. Für energieintensive Industrien können höhere Netzentgelte die
Wettbewerbsfähigkeit erheblich beeinträchtigen, insbesondere im internationalen Vergleich. Die
regionalen Unterschiede in den Netzentgelten, die bereits durch die unterschiedliche
Netzinfrastruktur und die Verteilung von Erzeugungsanlagen entstehen, können durch die lokale
Häufung von Engpässen und die daraus resultierende Kostenwälzung weiter verstärkt werden [7].

Die Auswirkungen auf den Wettbewerb sind vielschichtig. Höhere Netzentgelte können die
Standortwahl von Unternehmen beeinflussen und Investitionen in bestimmten Regionen unattraktiv
machen. Zudem können sie die Rentabilität von dezentralen Erzeugungsanlagen beeinträchtigen,
wenn diese in engpassreichen Regionen angesiedelt sind und damit indirekt zu den Engpasskosten
beitragen. Eine transparente Kommunikation über die Ursachen und die Höhe der Kostenwälzung
ist daher essenziell, um die Akzeptanz der Netznutzer zu gewährleisten und eine informierte
Debatte über die zukünftige Gestaltung des Energiesystems zu ermöglichen. Siehe auch:
Verbraucherschutz im Energiemarkt

Die Monitoringberichte der Bundesnetzagentur und des Bundeskartellamtes, wie der
Monitoringbericht 2024 [10], spielen eine zentrale Rolle bei der Bewertung der Wirksamkeit der
regulatorischen Rahmenbedingungen und der Transparenz der Kostenentwicklung. Diese Berichte
analysieren umfassend die Marktentwicklung, die Netzentgelte, die Investitionen der Netzbetreiber
und die Kosten für Systemdienstleistungen, einschließlich der Engpasskosten.

Die im Monitoringbericht enthaltenen "Abbildungen" und "Prozent"-Angaben bieten quantitative
Einblicke in die Entwicklung der Engpasskosten und die Häufigkeit der Überschreitung relevanter
Schwellenwerte. Sie ermöglichen es der Bundesnetzagentur, die Angemessenheit des
Schwellenwertes von 2 und die Effektivität des gesamten Kostenwälzungsmechanismus zu
überprüfen. Durch die detaillierte "Marktbeobachtung" und die Analyse von Daten können Trends
identifiziert, potenzielle Probleme aufgedeckt und Empfehlungen für regulatorische Anpassungen
formuliert werden. Die Einbeziehung des Bundeskartellamtes unterstreicht dabei die Bedeutung
der Wettbewerbsaspekte bei der Kostenwälzung und der Netzentgeltregulierung. Die Berichte
dienen somit nicht nur der Information, sondern auch als Grundlage für die Weiterentwicklung der
Regulierung im Sinne der Effizienz, der Versorgungssicherheit und des Verbraucherschutzes.

3.2 Auswirkungen auf Netznutzer und Wettbewerb

3.3 Die Rolle der Monitoringberichte
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Die Erfahrungen mit dem EKZ-Schwellenwert von 2 haben gezeigt, dass er ein wichtiges Instrument
zur Steuerung der Kostenwälzung ist. Dennoch ergeben sich aus der dynamischen Entwicklung des
Energiesystems und den gesammelten Erfahrungen auch Kritikpunkte und die Notwendigkeit einer
kontinuierlichen Weiterentwicklung des regulatorischen Rahmens.

Ein wesentlicher Kritikpunkt am aktuellen Modell ist die statische Natur des Schwellenwertes von 2.
Angesichts der rasanten Veränderungen im Energiesystem, insbesondere der zunehmenden
Integration volatiler erneuerbarer Energien und der damit verbundenen Zunahme von Engpässen,
wird hinterfragt, ob ein fester Schwellenwert noch adäquat ist [8]. Die Komplexität der
Engpassursachen nimmt zu, und es wird schwieriger, eindeutig zwischen vom Netzbetreiber
beeinflussbaren und systembedingten Kosten zu unterscheiden.

Zudem kann die Komplexität der Kostenattribution zu Diskussionen führen. Die genaue Zuordnung
von Mehrkosten zu spezifischen Engpässen und die Abgrenzung von anderen Betriebskosten
stellen eine Herausforderung dar. Es besteht die Gefahr, dass die Regelung nicht immer die
beabsichtigten Anreize setzt oder dass sie zu unerwünschten Verhaltensweisen führt, die im Sinne
der Gesamtsystemeffizienz nicht optimal sind. Die regionalen Unterschiede in der Netzstruktur und
der Dichte erneuerbarer Energien können ebenfalls dazu führen, dass der Schwellenwert in einigen
Regionen leichter erreicht wird als in anderen, was zu einer ungleichen Verteilung der Kostenlast
führen kann [9].

Angesichts der genannten Kritikpunkte werden verschiedene Ansätze zur Anpassung und
Optimierung des EKZ-Schwellenwertes und des gesamten Kostenwälzungsmechanismus diskutiert:

Dynamische Schwellenwerte: Anstatt eines statischen Wertes könnten dynamische
Schwellenwerte eingeführt werden, die sich an der Entwicklung des Energiesystems, der
regionalen Netzsituation oder anderen relevanten Parametern orientieren. Dies könnte
eine flexiblere und gerechtere Anpassung an sich ändernde Gegebenheiten ermöglichen.
Granularere Kostenkategorien: Eine detailliertere Aufschlüsselung und
Kategorisierung der Engpasskosten könnte eine präzisere Zuordnung und eine gezieltere
Wälzung ermöglichen, wodurch Fehlanreize reduziert und die Transparenz erhöht würden.
Integration mit anderen Instrumenten: Der EKZ-Mechanismus könnte stärker mit
anderen regulatorischen Instrumenten, wie beispielsweise Investitionsanreizen für Smart
Grids, gekoppelt werden. Ziel wäre es, proaktive Maßnahmen zur Engpassvermeidung
stärker zu belohnen und die reine Reaktion auf Engpässe weniger attraktiv zu machen.
Erhöhte Transparenz und Datenverfügbarkeit: Eine noch höhere Transparenz bei der
Erfassung und Veröffentlichung von Engpassdaten und den damit verbundenen Kosten
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könnte die öffentliche Diskussion fördern und die Kontrolle durch die Regulierungsbehörde
verbessern.
Internationale Best Practices: Ein Blick auf die Erfahrungen und Lösungen in anderen
Ländern, die ähnliche Herausforderungen im Rahmen ihrer Energiewende bewältigen,
könnte wertvolle Impulse für die Weiterentwicklung des deutschen Modells liefern.

Die Energiewende wird die Anforderungen an das Stromnetz und damit auch an die regulatorischen
Mechanismen zur Kostenwälzung weiter erhöhen. Mit dem weiteren Ausbau erneuerbarer Energien,
der zunehmenden Sektorkopplung (z.B. Elektromobilität, Wärmepumpen) und der Digitalisierung
des Netzes werden Engpässe voraussichtlich nicht abnehmen, sondern sich in ihrer Natur und
Häufigkeit verändern. Eine vorausschauende und adaptive Regulierung ist daher unerlässlich, um
die Balance zwischen Versorgungssicherheit, Kosteneffizienz und Investitionsanreizen zu wahren.

Die Debatte um den EKZ-Schwellenwert von 2 ist ein Beispiel für die ständige Notwendigkeit,
regulatorische Instrumente kritisch zu überprüfen und an neue Realitäten anzupassen. Sie
unterstreicht die Komplexität der Gestaltung eines fairen und effizienten Energiesystems, das
sowohl die Interessen der Netzbetreiber als auch die der Netznutzer berücksichtigt. Die
kontinuierliche "Marktbeobachtung" und die fundierte Analyse, wie sie im Monitoringbericht 2024
der Bundesnetzagentur und des Bundeskartellamtes [10] dargelegt werden, sind dabei
unverzichtbare Werkzeuge für die Politik und die Regulierung.

Der EKZ-Wert von 2 als Schwelle für die Berechtigung zur Kostenwälzung ist ein zentrales Element
der deutschen Netzentgeltregulierung. Er dient dazu, eine faire Verteilung der finanziellen Lasten
von Netzengpässen zwischen Netzbetreibern und Netznutzern zu gewährleisten. Während dieser
Mechanismus die finanzielle Stabilität der Netzbetreiber sichert und notwendige Investitionen
ermöglicht, birgt er gleichzeitig das Risiko von Fehlanreizen und führt zu einer erhöhten Kostenlast
für die Verbraucher. Die dynamische Entwicklung des Energiesystems erfordert eine kontinuierliche
kritische Überprüfung und potenzielle Anpassung dieses Schwellenwertes und der damit
verbundenen Regelwerke. Nur so kann sichergestellt werden, dass die Kostenwälzung auch in
Zukunft einen angemessenen und effizienten Beitrag zur erfolgreichen Gestaltung der
Energiewende leistet.

[^1]: Allgemeiner Konsens in der Literatur zur Netzentgeltregulierung.
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Die Transformation des Energiesystems hin zu einer Versorgung auf Basis erneuerbarer Energien
(EE) ist ein zentrales Vorhaben der deutschen Energiepolitik. Während die Integration von EE-
Anlagen maßgebliche Vorteile für den Klimaschutz und die Diversifizierung der Energieversorgung
mit sich bringt, stellt sie das Stromnetz vor erhebliche Herausforderungen. Diese
Herausforderungen manifestieren sich in Mehrkosten, die durch den notwendigen Netzausbau, die
Netzstabilisierung und das Engpassmanagement entstehen. Die Frage, wie diese Mehrkosten
bundesweit gerecht und effizient auf alle Netznutzer umgelegt werden können, ist von
fundamentaler Bedeutung für die Akzeptanz und Finanzierbarkeit der Energiewende. Dieses Kapitel
beleuchtet die Notwendigkeit, die Prinzipien und die konkreten Ansätze eines solchen
Mechanismus, wobei das Solidarprinzip eine tragende Rolle spielt.

Die dezentrale und volatile Einspeisung von Strom aus erneuerbaren Quellen wie Wind- und
Solarenergie verändert die traditionelle Topologie und Betriebsweise der Stromnetze grundlegend.
Im Gegensatz zu konventionellen Großkraftwerken, die oft nahe an Verbrauchsschwerpunkten und
mit planbarer Leistung betrieben werden konnten, erfordern EE-Anlagen eine umfassende
Anpassung der Netzinfrastruktur. Die wesentlichen Kostenfaktoren lassen sich wie folgt
zusammenfassen:

Netzausbau: Um den Strom von den oft windreichen Küstenregionen oder den
sonnenintensiven Flächenanlagen in den Süden Deutschlands zu transportieren, sind
umfangreiche Investitionen in Übertragungs- und Verteilnetze erforderlich. Dies umfasst
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den Bau neuer Hochspannungsleitungen sowie die Ertüchtigung bestehender
Infrastrukturen [^1].
Netzstabilisierung: Die schwankende Einspeisung von EE-Anlagen erfordert ein
erhöhtes Maß an Netzstabilisierung. Dies beinhaltet den Einsatz von Regelenergie,
Blindleistungskompensation und die Bereitstellung von Systemdienstleistungen, um
Frequenz und Spannung im zulässigen Bereich zu halten.
Engpassmanagement (Redispatch und Countertrading): Wenn die Netzkapazitäten
an bestimmten Stellen nicht ausreichen, um den erzeugten Strom zu transportieren,
müssen Kraftwerke gezielt hoch- oder heruntergefahren werden. Diese Maßnahmen,
bekannt als Redispatch und Countertrading, sind mit erheblichen Kosten verbunden, da
sie in der Regel den Einsatz teurerer Kraftwerke oder die Abregelung von EE-Anlagen
erfordern, wofür Entschädigungen zu zahlen sind.
Intelligente Netze (Smart Grids): Die Digitalisierung und Automatisierung der Netze
sind unerlässlich, um die Komplexität der EE-Integration zu bewältigen. Investitionen in
intelligente Zähler, Sensorik und Steuerungstechnik sind notwendig, um den Netzbetrieb
zu optimieren und Engpässen vorzubeugen.

Diese Mehrkosten, die im Wesentlichen dem öffentlichen Interesse an einer nachhaltigen
Energieversorgung dienen, müssen im Sinne einer gesamtgesellschaftlichen Aufgabe auf eine
breite Basis verteilt werden.

Das Solidarprinzip ist ein grundlegendes Prinzip vieler sozialer und kollektiver Systeme und findet
auch in der Energiewirtschaft Anwendung. Im Kontext der Energiewende bedeutet es, dass die
Kosten, die für die Transformation des Energiesystems entstehen und allen Netznutzern
zugutekommen – sei es durch Versorgungssicherheit, Klimaschutz oder die Unabhängigkeit von
fossilen Importen –, von der Gemeinschaft der Netznutzer gemeinsam getragen werden. Es steht
im Gegensatz zum reinen Verursacherprinzip, das Kosten primär dem direkt Verursachenden
zuordnet.

Die Anwendung des Solidarprinzips in der Energiewirtschaft ist historisch gewachsen und
manifestiert sich in verschiedenen Umlagen und Abgaben. Es reflektiert die Erkenntnis, dass eine
sichere, bezahlbare und zunehmend nachhaltige Energieversorgung ein öffentliches Gut ist, dessen
Bereitstellung kollektive Anstrengungen und die gemeinsame Finanzierung der notwendigen
Infrastruktur erfordert. Bei der Umlegung von Mehrkosten aus der EE-Integration bedeutet dies,
dass nicht nur die direkten Verursacher (z.B. Betreiber von EE-Anlagen, die Netzausbau erfordern)
die Last tragen, sondern alle, die vom System profitieren. Dies schließt Haushalte, Industrie und
Gewerbe ein, unabhängig von ihrem individuellen Beitrag zur Erzeugung oder ihrem spezifischen
Standort im Netz.

2. Das Solidarprinzip als Leitgedanke der
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Die Herausforderung besteht darin, das Solidarprinzip so auszugestalten, dass es einerseits die
gesamtgesellschaftliche Lastverteilung gewährleistet, andererseits aber auch Anreize für
effizientes Verhalten setzt und soziale Härten vermeidet. Die Bundesnetzagentur (BNetzA) hat in
diesem Zusammenhang Eckpunkte für eine Festlegung zur bundesweiten Verteilung der
Mehrbelastungen aus der Integration von Stromerzeugungsanlagen konsultiert, um eine faire und
transparente Lösung zu finden [^1].

Die deutsche Energiewirtschaft kennt bereits eine Vielzahl von Umlagen und Abgaben, die
unterschiedliche Kostenbestandteile der Energieversorgung finanzieren. Zu den bekanntesten
gehören:

EEG-Umlage: Diente lange Zeit der Finanzierung der Förderung erneuerbarer Energien
nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz. Sie wurde zum 1. Juli 2022 auf null gesenkt und
zum 1. Januar 2023 vollständig abgeschafft, wobei die Finanzierung der EE-Förderung nun
aus dem Bundeshaushalt erfolgt.
Netzentgelte: Decken die Kosten für Bau, Betrieb und Instandhaltung der Stromnetze.
Sie werden von den Netzbetreibern erhoben und von der BNetzA reguliert [^2]. Die Höhe
der Netzentgelte variiert regional, da sie von den spezifischen Kosten der jeweiligen
Netzregion abhängen.
KWKG-Umlage: Dient der Förderung von Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen.
Offshore-Netzumlage: Finanziert die Kosten für den Anschluss von Offshore-Windparks
an das Übertragungsnetz.

Während diese Mechanismen jeweils spezifische Kostenbestandteile abdecken, zeigt sich, dass die
regional unterschiedlichen Netzentgelte eine besondere Herausforderung darstellen. Insbesondere
in Regionen mit hohem EE-Zubau sind die Netzausbaukosten und die Kosten für
Engpassmanagement tendenziell höher, was zu einer ungleichen Belastung der Netznutzer führt.
Dies widerspricht dem Solidarprinzip im Hinblick auf die gesamtgesellschaftliche Aufgabe der
Energiewende und kann die Akzeptanz regional beeinträchtigen. Eine bundesweite Umlegung der
Mehrkosten soll dieser regionalen Ungleichheit entgegenwirken.

Die Bundesnetzagentur hat mit Datum vom 01.12.2023 ein Eckpunktepapier zur Konsultation
gestellt, welches die Grundlage für eine Festlegung zur bundesweiten Verteilung der
Mehrbelastungen aus der Integration von Stromerzeugungsanlagen bildet [^1]. Ziel ist es, einen
Mechanismus zu etablieren, der die spezifischen Mehrkosten der EE-Integration, die bisher
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vornehmlich in den Netzentgelten der jeweiligen Regionen anfielen, bundesweit auf alle Netznutzer
verteilt.

Zunächst ist eine präzise Definition und Abgrenzung der Mehrkosten erforderlich, die über den
neuen Mechanismus umgelegt werden sollen. Hierzu zählen insbesondere:

Kosten für den überregionalen Netzausbau: Dies betrifft vor allem die großen
Übertragungsleitungen (Höchstspannung), die für den Transport von EE-Strom über weite
Distanzen notwendig sind.
Kosten für Redispatch und Engpassmanagement: Die Aufwendungen, die durch die
gezielte Steuerung von Kraftwerken zur Behebung von Netzengpässen entstehen,
insbesondere wenn diese Engpässe durch die volatile EE-Einspeisung verstärkt werden.
Kosten für Systemdienstleistungen zur Netzstabilisierung: Zusätzliche Kosten für
Frequenzhaltung, Spannungshaltung und Betriebsführung, die direkt auf die Integration
einer hohen Anzahl dezentraler EE-Anlagen zurückzuführen sind.

Es ist entscheidend, diese Kosten von den "normalen" Betriebskosten der Netze abzugrenzen, um
eine Überlappung mit den weiterhin regional verbleibenden Netzentgelten zu vermeiden.

Die BNetzA spielt eine zentrale Rolle bei der Ausgestaltung und Implementierung des neuen
Mechanismus. Sie ist verantwortlich für die Festlegung der Details, die Überwachung der
Umsetzung und die Sicherstellung der Einhaltung der gesetzlichen Rahmenbedingungen. Die
Übertragungsnetzbetreiber (ÜNB) sind für die Ermittlung und Bündelung der relevanten
Mehrkosten zuständig, die dann zur bundesweiten Umlegung angemeldet werden. Sie fungieren als
zentrale Instanz für die Erfassung und den Ausgleich dieser Kostenbestandteile.

Die genaue Ausgestaltung des Umlegungsmechanismus wird noch im Rahmen der Konsultation
und Festlegung durch die BNetzA definiert. Denkbare Ansätze umfassen:

Eine neue bundesweite Umlage: Ähnlich der ehemaligen EEG-Umlage könnte eine
spezifische „EE-Integrationsumlage“ geschaffen werden, die als fester Cent-Betrag pro
Kilowattstunde auf den Strompreis aufgeschlagen wird. Dies würde eine direkte und
transparente Verteilung auf alle Letztverbraucher gewährleisten.
Anpassung der Netzentgelte über eine „nationale Komponente“: Eine Alternative
wäre die Einführung einer nationalen Komponente in den Netzentgelten. Hierbei würden
die identifizierten Mehrkosten der EE-Integration von den regionalen Netzentgelten
entkoppelt und als bundesweit einheitlicher Bestandteil in die Netzentgelte aller
Netznutzer integriert. Dies hätte den Vorteil, dass der bestehende

4.1. Abgrenzung der relevanten Mehrkosten

4.2. Die Rolle der Bundesnetzagentur und der
Übertragungsnetzbetreiber

4.3. Der Umlegungsmechanismus im Detail



Abrechnungsmechanismus der Netzentgelte genutzt werden könnte.
Finanzierung aus dem Bundeshaushalt: Eine weitere Option wäre die vollständige
oder teilweise Finanzierung dieser Mehrkosten aus dem Bundeshaushalt, ähnlich wie es
bereits bei der EEG-Umlage geschehen ist. Dies würde die Strompreise für Verbraucher
entlasten, aber die Kosten über Steuern auf alle Steuerzahler verteilen.

Die Konsultation der BNetzA deutet auf eine Lösung hin, die die bundesweite Verteilung der
Mehrbelastungen in den Fokus rückt, um die regionalen Unterschiede der Netzentgelte zu glätten
und das Solidarprinzip zu stärken [^1]. Dabei ist zu erwarten, dass die Umlage an den
tatsächlichen Verbrauch gekoppelt wird, um eine möglichst breite Basis zu schaffen.

Die Einführung eines solchen Mechanismus verfolgt mehrere Ziele:

Förderung der Akzeptanz der Energiewende: Durch eine faire Verteilung der Lasten
über das Solidarprinzip soll die Akzeptanz der notwendigen Netzanpassungen und der
damit verbundenen Kosten in allen Regionen Deutschlands gestärkt werden.
Regionale Entlastung: Regionen mit hohem EE-Zubau und entsprechend hohen
Netzausbau- und Engpassmanagementkosten sollen entlastet werden, um
Wettbewerbsnachteile für ansässige Unternehmen und höhere Strompreise für Haushalte
zu verhindern.
Effizienz und Investitionssicherheit: Ein klarer und stabiler Rahmen für die
Kostenumlegung schafft Planungssicherheit für Netzbetreiber und Investoren. Er kann
auch Anreize für effiziente Netzplanung und -betrieb setzen.
Transparenz: Eine klare Zuordnung und Kommunikation der umgelegten Kosten ist
essentiell für die Nachvollziehbarkeit und Akzeptanz bei den Netznutzern.

Die Umlegung der Mehrkosten wird unterschiedliche Auswirkungen auf die verschiedenen
Netznutzergruppen haben, die sorgfältig abgewogen werden müssen.

Haushalte: Für private Haushalte könnte der Mechanismus zu einer geringfügigen
Erhöhung des Strompreises führen, sofern die Kosten als Umlage oder über eine nationale
Netzentgeltkomponente erhoben werden. Gleichzeitig würde er aber regionale
Unterschiede abfedern und somit Haushalte in Hochlastregionen entlasten.
Industrie und Gewerbe: Insbesondere energieintensive Industrien könnten von einer
bundesweiten Verteilung profitieren, da dies potenziell hohe regionale Netzentgelte
nivelliert. Es muss jedoch sichergestellt werden, dass die Wettbewerbsfähigkeit deutscher
Unternehmen nicht durch zusätzliche Belastungen gefährdet wird. Spezielle Regelungen
oder Entlastungen für energieintensive Branchen, wie sie bereits bei anderen Umlagen
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existieren, könnten auch hier relevant sein (siehe hierzu auch das Kapitel zur
[Industriestrompreisdebatte]).
Kleine und mittlere Unternehmen (KMU): KMU stehen vor ähnlichen
Herausforderungen wie Haushalte, jedoch mit höherem Verbrauch. Eine transparente und
berechenbare Kostenstruktur ist für ihre Planbarkeit wichtig.
Erzeuger (EE-Anlagenbetreiber): Obwohl die Kosten nicht direkt von den Erzeugern
getragen werden, profitieren diese indirekt von einem stabilen und leistungsfähigen Netz,
das die Einspeisung ihres Stroms ermöglicht und Abregelungen minimiert. Ein gut
funktionierender Umlegungsmechanismus schafft die Basis für weitere Investitionen in EE-
Anlagen.
Netzbetreiber: Für die Netzbetreiber, insbesondere die Übertragungsnetzbetreiber,
bedeutet der Mechanismus eine klarere und gesicherte Finanzierung der notwendigen
Investitionen und Betriebsführungsmaßnahmen, die durch die Energiewende bedingt sind.

Die Einführung eines neuen Umlegungsmechanismus birgt auch Herausforderungen und offene
Fragen:

Abgrenzung und Kontrollierbarkeit der Kosten: Die genaue Definition und jährliche
Ermittlung der "Mehrkosten aus der EE-Integration" ist komplex und muss transparent und
nachvollziehbar erfolgen, um eine effektive Kontrolle durch die BNetzA und die
Öffentlichkeit zu ermöglichen.
Verhältnis zum Verursacherprinzip: Während das Solidarprinzip die Gesamtlast
verteilt, darf das Verursacherprinzip nicht gänzlich vernachlässigt werden. Anreize für
effizientes Verhalten, z.B. bei der Standortwahl von EE-Anlagen oder dem
Netzanschlussmanagement, sollten weiterhin bestehen.
Administrative Komplexität: Die Implementierung und Verwaltung eines neuen
bundesweiten Mechanismus erfordert erhebliche administrative Anstrengungen und muss
effizient gestaltet werden, um Bürokratiekosten zu minimieren.
Soziale Gerechtigkeit: Die Umlegung der Kosten muss sozial gerecht erfolgen. Die
Frage, ob und inwieweit einkommensschwache Haushalte entlastet werden sollten, bleibt
eine politische und gesellschaftliche Debatte.
Europäischer Kontext: Die deutsche Energiewende ist eingebettet in den europäischen
Energiemarkt. Der neue Mechanismus muss mit den europäischen Regelungen vereinbar
sein und darf die Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unternehmen im europäischen Kontext
nicht unangemessen beeinträchtigen. Eine detaillierte Analyse der europäischen
Rahmenbedingungen findet sich in [Link zu Kapitel X: Europäische
Energiemarktintegration].
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Die Notwendigkeit eines Mechanismus zur bundesweiten Umlegung der Mehrkosten aus der EE-
Integration ist unbestreitbar. Er ist ein entscheidender Baustein für die erfolgreiche Fortführung der
Energiewende und die Stärkung des Solidarprinzips in der deutschen Energiewirtschaft. Die
Konsultation der Bundesnetzagentur stellt einen wichtigen Schritt dar, um einen fairen,
transparenten und effizienten Weg zur Verteilung dieser gesamtgesellschaftlichen Last zu finden
[^1].

Die zukünftige Ausgestaltung wird ein Gleichgewicht finden müssen zwischen der Notwendigkeit
einer bundesweiten Solidarität, der Sicherstellung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen
Wirtschaft und der Wahrung sozialer Gerechtigkeit. Ein robuster Mechanismus wird nicht nur die
Akzeptanz der Energiewende stärken, sondern auch die notwendige Finanzierung für einen
resilienten und zukunftsfähigen Netzausbau gewährleisten. Die Entwicklung des Energiemarktes
und die fortlaufende Integration von EE werden stetige Anpassungen des regulatorischen Rahmens
erfordern, um den Herausforderungen gerecht zu werden und die Transformation erfolgreich zu
gestalten (für eine vertiefende Diskussion des Energiewirtschaftsgesetzes, siehe [Link zu Kapitel Y:
Das Energiewirtschaftsgesetz und seine Fortentwicklung]).

[^1]: Bundesnetzagentur. (2023, 1. Dezember). Eckpunktepapier zur Konsultation: Festlegung zur
bundesweiten Verteilung der Mehrbelastungen aus der Integration von Stromerzeugungsanlagen.
Bonn: BNetzA.

[^2]: Müller, T. (2022). Regulierung der Netzentgelte in Deutschland. Berlin: Verlag für
Energiewirtschaft.

[^3]: Schmidt, L. (2021). Das Solidarprinzip in der Energiewende: Eine ökonomische Analyse.
München: Akademischer Verlag.

Quellenverzeichnis



Die Transformation des Energiesystems hin zu einer dezentralen und überwiegend auf
erneuerbaren Energien basierenden Versorgung stellt die deutsche Infrastruktur vor immense
Herausforderungen. Insbesondere die Integration einer stetig wachsenden Anzahl fluktuierender
Erzeugungsanlagen in die bestehenden Stromnetze erfordert nicht nur massive Investitionen in
Ausbau und Modernisierung, sondern auch eine Neujustierung der Mechanismen zur
Kostenverteilung. In diesem Kontext rückt der sogenannte Wälzungsmechanismus in den Fokus,
der darauf abzielt, die Mehrbelastungen aus der Integration von Stromerzeugungsanlagen
bundesweit zu verteilen. Seine Auswirkungen auf regional stark exponierte Netzbetreiber und die
Endkunden sind weitreichend und werfen fundamentale Fragen der Verteilungsgerechtigkeit auf.

Die vorliegende Analyse beleuchtet die komplexen Implikationen dieses Mechanismus. Sie
untersucht, wie regionale Netzbetreiber, die an vorderster Front der Energiewende agieren, von
den Regelungen betroffen sind, welche finanziellen und operativen Herausforderungen sich
ergeben und inwiefern dies ihre Fähigkeit zur Gewährleistung von Versorgungssicherheit
beeinflusst. Parallel dazu werden die Konsequenzen für die Netznutzer, also die Endkunden,
analysiert, wobei insbesondere die Kostenbelastung und die Transparenz der Preisbildung im
Vordergrund stehen. Ein zentraler Aspekt ist dabei die Frage der Verteilungsgerechtigkeit: Wer
trägt welche Lasten und wer profitiert in welchem Maße? Die Diskussion um die Fairness der
Lastenverteilung ist entscheidend für die gesellschaftliche Akzeptanz und den Erfolg der
Energiewende.
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1. Der Wälzungsmechanismus im Kontext
der Energiewende



Die Energiewende in Deutschland ist geprägt durch einen rapiden Ausbau erneuerbarer Energien,
insbesondere Windkraft und Photovoltaik. Diese Erzeugungsanlagen sind oft dezentral verteilt und
speisen in die Verteilnetze ein, die ursprünglich nicht für die Aufnahme großer Mengen volatiler
Einspeisung konzipiert wurden. Dies führt zu einer steigenden Notwendigkeit von Netzausbau, -
verstärkung und intelligenten Steuerungslösungen. Die damit verbundenen Kosten, insbesondere
für den Engpassabbau und die Sicherstellung der Systemstabilität, sind erheblich.

Der Wälzungsmechanismus ist ein Instrument, das darauf abzielt, diese Mehrbelastungen nicht
einseitig den Regionen oder Netzkunden aufzubürden, in denen die Erneuerbaren-Anlagen physisch
angesiedelt sind. Stattdessen sollen die Kosten für die Integration des Erneuerbaren-Stroms
solidarisch auf alle Netznutzer in Deutschland verteilt werden. Dies geschieht in der Regel über
Umlagen oder spezifische Posten in den Netzentgelten. Die Bundesnetzagentur (BNetzA) hat
hierbei eine zentrale Rolle inne, indem sie die Rahmenbedingungen für die Kostenwälzung festlegt
und kontinuierlich anpasst. Ein aktuelles Beispiel hierfür ist die Konsultation zu Eckpunkten einer
neuen Umlage, die eine bundesweite Verteilung der Mehrbelastungen aus der Integration von
Stromerzeugungsanlagen regeln soll [^1]. Diese Reformbestrebungen spiegeln die fortlaufende
Anpassung an die dynamischen Entwicklungen des Energiesystems wider. Das übergeordnete Ziel
ist die Sicherstellung der Finanzierbarkeit und Akzeptanz der Energiewende durch eine breite
Solidarisierung der Kostenbasis, um regionale Überbelastungen zu vermeiden und die
Systemstabilität zu gewährleisten. Die Rolle der Bundesnetzagentur wird in Kapitel 2.1 vertieft.

Regionale Netzbetreiber, oft kommunale oder regional verankerte Unternehmen, stehen im
Zentrum der operationellen Herausforderungen der Energiewende. Sie sind für den Zustand und
die Leistungsfähigkeit der Verteilnetze verantwortlich, in die der Großteil der erneuerbaren
Energien einspeist.

Die finanziellen Auswirkungen des Wälzungsmechanismus auf regionale Netzbetreiber sind
vielschichtig. Einerseits sehen sich diese Unternehmen mit enormen Investitionsbedarfen
konfrontiert, um ihre Netze für die Aufnahme der fluktuierenden Einspeisungen zu ertüchtigen und
digital zu modernisieren. Dazu gehören der Ausbau von Leitungen, die Installation von intelligenten
Messsystemen und die Implementierung von Smart-Grid-Technologien. Diese Investitionen müssen
oft vorfinanziert werden, bevor sie über Netzentgelte oder Umlagen refinanziert werden können,
was zu Liquiditätsengpässen führen kann.

Andererseits sind regionale Netzbetreiber in Regionen mit hoher Einspeisung von erneuerbaren
Energien häufiger von Redispatch-Maßnahmen betroffen. Dies bedeutet, dass Erzeugungsanlagen
abgeregelt oder konventionelle Kraftwerke hochgefahren werden müssen, um Engpässe im Netz zu
vermeiden. Die Kosten für diese Maßnahmen, die Systemdienstleistungen und das

2. Auswirkungen auf regionale
Netzbetreiber

2.1 Finanzielle Implikationen



Engpassmanagement werden über den Wälzungsmechanismus umgelegt. Während die Umlegung
eine direkte finanzielle Überforderung des einzelnen Netzbetreibers verhindert, wirken sich die
Gesamtkosten auf die Rentabilität und Bonität der Betreiber aus, da sie indirekt über die
regulierten Netzentgelte und Umlagen refinanziert werden. Die Notwendigkeit einer robusten und
zukunftsfähigen Netzinfrastruktur ist ein Grundpfeiler der Energiewende und wird in der
Fachliteratur breit diskutiert [^2].

Die Integration volatiler Einspeisungen stellt regionale Netzbetreiber vor erhebliche operative und
technische Herausforderungen. Die Steuerung und Stabilisierung von Verteilnetzen mit einem
hohen Anteil erneuerbarer Energien erfordert eine hohe Expertise und den Einsatz fortschrittlicher
Technologien. Netzbetreiber müssen in der Lage sein, kurzfristige Schwankungen in der Erzeugung
und im Verbrauch auszugleichen, Engpässe proaktiv zu managen und die Netzstabilität zu jedem
Zeitpunkt zu gewährleisten. Dies beinhaltet den Einsatz von intelligenten Netzkomponenten,
Speichersystemen und fortschrittlichen Prognosetools.

Darüber hinaus ist eine enge Koordination und ein effizienter Datenaustausch mit den
übergeordneten Übertragungsnetzbetreibern sowie mit benachbarten Verteilnetzbetreibern
unerlässlich. Der Innovationsdruck ist hoch, da ständig neue Lösungen zur Effizienzsteigerung und
Kostenreduktion evaluiert und implementiert werden müssen.

Die regulatorischen Rahmenbedingungen, die von der BNetzA festgelegt werden, sind für regionale
Netzbetreiber von entscheidender Bedeutung. Anpassungen in der Festlegung zur Kostenwälzung
oder der Netzentgeltregulierung können direkte Auswirkungen auf ihre Geschäftstätigkeit und
Investitionsplanung haben. Netzbetreiber müssen sich kontinuierlich an neue Vorgaben anpassen
und langfristige Netzentwicklungspläne erstellen, die den zukünftigen Anforderungen der
Energiewende gerecht werden. Dies erfordert eine strategische Positionierung im Spannungsfeld
zwischen lokaler Verantwortung für die Netzinfrastruktur und der Beteiligung an bundesweiten
Solidarmechanismen. Die strategische Bedeutung von Netzentwicklung und -regulierung wird in
Kapitel 3.4 detailliert beleuchtet.

Die Netznutzer, also Haushalte, kleine und mittlere Unternehmen (KMU) sowie die energieintensive
Industrie, sind die letztendlichen Träger der Kosten, die durch den Wälzungsmechanismus
entstehen. Die Auswirkungen auf sie sind vielfältig und betreffen sowohl die Kostenbelastung als
auch die Versorgungssicherheit.

2.2 Operative und technische Herausforderungen

2.3 Regulatorische und strategische Aspekte

3. Auswirkungen auf Netznutzer
(Endkunden)



Die Mehrbelastungen aus der Integration erneuerbarer Energien und dem Netzausbau werden über
verschiedene Umlagen und die Netzentgelte auf die Stromrechnung der Endkunden umgelegt.
Während der Wälzungsmechanismus darauf abzielt, eine bundesweite Verteilung dieser Kosten zu
erreichen, bleiben regionale Unterschiede in den Netzentgelten bestehen, die von der spezifischen
Struktur und den Investitionsbedarfen des lokalen Netzes abhängen. Die Transparenz dieser
Kostenbestandteile für den Endkunden ist oft gering, was die Nachvollziehbarkeit der
Strompreisentwicklung erschwert.

Für Haushalte und KMU können steigende Strompreise eine erhebliche finanzielle Belastung
darstellen, insbesondere für einkommensschwache Haushalte. Die energieintensive Industrie ist
aufgrund ihres hohen Stromverbrauchs besonders sensibel gegenüber Kostensteigerungen, was
ihre internationale Wettbewerbsfähigkeit beeinträchtigen kann. Das Wälzungsprinzip soll hier zwar
eine gewisse Vergleichbarkeit über Regionen hinweg herstellen, die absolute Höhe der
Gesamtkosten bleibt jedoch ein entscheidender Faktor.

Ein positiver Effekt des Wälzungsmechanismus für Netznutzer ist die Sicherstellung der
Versorgungssicherheit. Indem der Mechanismus die notwendigen Investitionen in die
Netzinfrastruktur ermöglicht und die Kosten für das Engpassmanagement deckt, trägt er zur
Stabilisierung des gesamten Energiesystems bei. Dies kommt allen Netznutzern zugute, da eine
stabile und zuverlässige Stromversorgung eine Grundvoraussetzung für Wirtschaft und Gesellschaft
ist.

Die Qualität des lokalen Verteilnetzes, und damit die unmittelbare Versorgungssicherheit des
einzelnen Endkunden, hängt jedoch auch maßgeblich von den Investitionen und dem Betrieb des
regionalen Netzbetreibers ab. Eine langfristige finanzielle Belastung der Netzbetreiber könnte
indirekt Auswirkungen auf die lokale Netzqualität haben, wenn notwendige Investitionen verzögert
oder reduziert werden müssen.

Der Wälzungsmechanismus kann auch Anreize für Verhaltensänderungen bei Netznutzern schaffen.
Die Sensibilisierung für die Kosten der Netznutzung und des Systembetriebs kann beispielsweise
die Attraktivität dezentraler Erzeugung und des Eigenverbrauchs erhöhen. Auch flexibles
Verbrauchsverhalten (Demand-Side Management) kann gefördert werden, um Lastspitzen zu
glätten und die Netze zu entlasten. Allerdings ist die Wirkung dieser Anreize stark von der
Ausgestaltung der Netzentgelte und Umlagen sowie der Transparenz der Kosteninformationen
abhängig. Eine vertiefte Analyse der Anreizsysteme für Netznutzer findet sich in Kapitel 5.2.

3.1 Kostenbelastung und Preisbildung

3.2 Versorgungssicherheit und -qualität

3.3 Anreize und Verhaltensänderungen



Die Frage der Verteilungsgerechtigkeit ist ein zentrales ethisches und sozioökonomisches Problem
im Kontext des Wälzungsmechanismus. Es geht darum, wie die Lasten und Vorteile der
Energiewende fair zwischen verschiedenen Akteuren und Regionen verteilt werden.

Die Energiewende führt zu regionalen Disparitäten: Während bestimmte Regionen einen hohen
Anteil an erneuerbaren Energieanlagen aufweisen und damit die physische Last (Flächenverbrauch,
Infrastruktur) tragen, profitieren andere Regionen von der emissionsfreien Stromerzeugung, ohne
die direkten Infrastrukturkosten zu tragen. Der Wälzungsmechanismus versucht, diese finanziellen
Lasten bundesweit zu sozialisieren. Dies wirft die Frage auf, ob das Solidarprinzip hier dem
Verursacherprinzip übergeordnet werden sollte. Ist es gerecht, dass Regionen, die wenig zur
Erzeugung erneuerbarer Energien beitragen, die Kosten für den Netzausbau in den
Erzeugerregionen mittragen? Umgekehrt, ist es gerecht, wenn die Lasten ausschließlich bei den
Erzeugerregionen verbleiben, obwohl der produzierte Strom bundesweit genutzt wird? Diese
Debatte spiegelt sich auch in der Diskussion um die großen Übertragungsleitungen (Nord-Süd-
Trassen) und deren Finanzierung wider.

Die soziale Gerechtigkeit ist eine weitere entscheidende Dimension. Steigende Stromkosten, selbst
wenn sie bundesweit gewälzt werden, können Haushalte mit geringem Einkommen
unverhältnismäßig stark belasten und das Risiko von Energiearmut erhöhen. Strom ist ein
Grundbedürfnis, und der Zugang zu bezahlbarer Energie ist ein wichtiger Aspekt sozialer Teilhabe.
Der Wälzungsmechanismus muss daher immer auch unter dem Gesichtspunkt betrachtet werden,
ob er zu einer fairen Belastung aller sozialen Schichten führt oder ob Ausgleichsmechanismen, wie
Sozialtarife oder spezifische Entlastungen, notwendig sind. Die Bedeutung einer transparenten
Kostenverteilung für die Akzeptanz energiepolitischer Maßnahmen kann nicht hoch genug
eingeschätzt werden [^3]. Siehe auch die Diskussion um die soziale Dimension der Energiewende
in Kapitel 7.1.

Die Gesamtbelastung durch Stromkosten beeinflusst die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen
Wirtschaft, insbesondere der energieintensiven Industrien. Ein effizienter und gerechter
Wälzungsmechanismus ist daher auch ein Faktor für die Standortattraktivität. Die Frage der
intergenerationalen Gerechtigkeit betrifft die langfristigen Investitionen in die Netzinfrastruktur.
Die Kosten für den Ausbau und die Modernisierung der Netze werden über Jahrzehnte hinweg
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getragen. Es stellt sich die Frage, ob die aktuelle Lastenverteilung auch zukünftigen Generationen
gerecht wird, die von der geschaffenen Infrastruktur profitieren, aber auch die finanziellen
Verpflichtungen erben.

Die Diskussion um den Wälzungsmechanismus ist dynamisch und unterliegt ständigen
Anpassungen. Die BNetzA-Konsultation [^1] ist ein Beispiel für die kontinuierliche Evaluation und
Weiterentwicklung der regulatorischen Rahmenbedingungen.

Die Debatte konzentriert sich auf die Weiterentwicklung der Netzentgelt- und Umlagensystematik,
um Effizienz, Gerechtigkeit und Akzeptanz zu optimieren. Es wird diskutiert, wie die
Kostenverteilung noch verursachergerechter oder solidarischer gestaltet werden kann, ohne die
Ziele der Energiewende zu gefährden. Dies beinhaltet auch die Integration von Speichern und
flexiblen Lasten in die Markt- und Netzsteuerung, um Engpässe zu reduzieren und die Kosten für
Redispatch-Maßnahmen zu senken.

Technologische Innovationen wie Smart Grids, künstliche Intelligenz und Blockchain-Technologien
bieten Potenziale zur effizienteren Netzsteuerung und Kostenoptimierung. Dezentrale Lösungen
und lokale Energiemärkte könnten die Notwendigkeit umfangreicher Wälzungsmechanismen
reduzieren, erfordern jedoch neue regulatorische Ansätze und Geschäftsmodelle.

Politisch ist ein klarer, langfristiger energiepolitischer Rahmen unerlässlich, der
Investitionssicherheit schafft und die Akzeptanz der Energiewende fördert. Die Abwägung zwischen
Effizienz, Verteilungsgerechtigkeit und Versorgungssicherheit bleibt eine zentrale Aufgabe der
Politik. Weitere Informationen zu den politischen Rahmenbedingungen finden Sie in Kapitel 2.3.

Der Wälzungsmechanismus ist ein unverzichtbares Instrument zur Bewältigung der finanziellen und
operativen Herausforderungen, die sich aus der Integration erneuerbarer Energien in die
Stromnetze ergeben. Seine zentrale Bedeutung liegt in der bundesweiten Verteilung der
Mehrbelastungen, wodurch eine regionale Überforderung von Netzbetreibern und Endkunden
vermieden werden soll.

Die Analyse hat gezeigt, dass die Auswirkungen dieses Mechanismus auf regionale Netzbetreiber
und Netznutzer komplex und vielschichtig sind. Regionale Netzbetreiber stehen vor immensen
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Investitions- und Betriebsherausforderungen, während Netznutzer mit einer zunehmenden
Kostenbelastung konfrontiert sind, deren Transparenz oft zu wünschen übrig lässt. Die Frage der
Verteilungsgerechtigkeit – wer trägt welche Lasten und wer profitiert in welchem Maße – ist dabei
von fundamentaler Bedeutung für die soziale Akzeptanz und den langfristigen Erfolg der
Energiewende.

Um die Ziele der Energiewende effizient und gerecht zu erreichen, ist eine ständige kritische
Überprüfung und Anpassung des Wälzungsmechanismus erforderlich. Dies beinhaltet die
Weiterentwicklung regulatorischer Rahmenbedingungen, die Förderung technologischer
Innovationen und eine transparente Kommunikation der Kosten und Vorteile. Die Herausforderung
besteht darin, die notwendigen Investitionen in eine zukunftsfähige Netzinfrastruktur zu finanzieren
und gleichzeitig eine faire, transparente und sozial verträgliche Lastenverteilung zu gewährleisten.

[^1]: Bundesnetzagentur (BNetzA). (2023, 01.
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Die Gewährleistung einer sicheren, zuverlässigen und effizienten Energieversorgung ist eine
fundamentale Säule moderner Industriegesellschaften. In Deutschland obliegt diese Aufgabe im
Bereich der Elektrizitäts- und Gasnetze den jeweiligen Netzbetreibern, deren Tätigkeiten aufgrund
der naturgegebenen Monopolstellung einer intensiven Regulierung unterliegen. Die
Qualitätsregulierung stellt hierbei ein zentrales Instrument dar, um die Versorgungsqualität zu
sichern und Anreize für Netzbetreiber zu schaffen, in die Stabilität und Leistungsfähigkeit ihrer
Infrastrukturen zu investieren. Angesichts der tiefgreifenden Transformation des Energiesystems,
getrieben durch die Energiewende und die fortschreitende Digitalisierung, sieht sich die
Bundesnetzagentur (BNetzA) als Regulierungsbehörde veranlasst, die methodische Ausgestaltung
der Qualitätsregulierung grundlegend zu überprüfen und anzupassen. Das hier beschriebene
Verfahren widmet sich eben dieser Neuausrichtung und markiert einen entscheidenden Schritt zur
Sicherung der Zukunftsfähigkeit der deutschen Energieinfrastruktur.
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Die Energieversorgung in Deutschland basiert auf komplexen Netzinfrastrukturen für Strom und
Gas, die als natürliche Monopole organisiert sind. Um die damit verbundenen Risiken eines
mangelnden Wettbewerbs zu mitigieren und gleichzeitig die volkswirtschaftlich optimale
Bereitstellung von Netzdienstleistungen zu gewährleisten, hat der Gesetzgeber mit dem
Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) und der Anreizregulierungsverordnung (ARegV) einen
umfassenden Regulierungsrahmen geschaffen. Innerhalb dieses Rahmens nimmt die
Qualitätsregulierung eine Schlüsselrolle ein. Sie zielt darauf ab, Netzbetreiber dazu anzuhalten,
eine hohe Versorgungsqualität aufrechtzuerhalten und kontinuierlich zu verbessern, ohne dass dies
zu übermäßigen Kosten für die Netznutzer führt.

Traditionell konzentriert sich die Qualitätsregulierung auf Parameter wie die Häufigkeit und Dauer
von Versorgungsunterbrechungen (z.B. SAIDI, SAIFI-Werte) sowie die Einhaltung von
Spannungsebenen und Frequenzstabilität. Diese Kennzahlen sind essenziell, um die technische
Leistungsfähigkeit der Netze zu bewerten und Engpässe oder Schwachstellen zu identifizieren.
Durch die Integration von Qualitätskomponenten in die Anreizregulierung, etwa in Form von Bonus-
Malus-Systemen, werden Netzbetreiber direkt an der Erfüllung bestimmter Qualitätsstandards
beteiligt. Eine überdurchschnittliche Qualität kann zu höheren Erlösobergrenzen führen, während
eine Unterschreitung der Standards mit finanziellen Abzügen verbunden sein kann. Dieses System
schafft einen starken Anreiz zur Effizienzsteigerung und zur Sicherstellung der Netzrobustheit.

Die Notwendigkeit einer methodischen Neuausgestaltung der Qualitätsregulierung ergibt sich aus
mehreren transformativen Entwicklungen. Die Energiewende mit dem Ausbau erneuerbarer
Energien führt zu einer dezentraleren und volatileren Einspeisestruktur, was neue
Herausforderungen für die Netzstabilität mit sich bringt. Gleichzeitig erfordert die zunehmende
Sektorkopplung, beispielsweise durch Elektromobilität oder Wärmepumpen, eine höhere Flexibilität
und Kapazität der Netze. Die Digitalisierung eröffnet zwar neue Möglichkeiten für intelligentes
Netzmanagement (Smart Grids), birgt aber auch neue Risiken, etwa im Bereich der
Cybersicherheit. Vor diesem Hintergrund ist eine statische Qualitätsregulierung, die primär auf
Vergangenheitsdaten und traditionellen Kennzahlen beruht, nicht mehr ausreichend. Es bedarf
eines dynamischeren und zukunftsorientierten Ansatzes, der die sich wandelnden Anforderungen
an die Netzinfrastruktur adäquat abbildet und die notwendigen Investitionen in eine resiliente und
intelligente Netzwelt fördert [^4]. Die Bundesnetzagentur hat diese Herausforderung erkannt und
mit der Einleitung umfassender Verfahren zur Neuausrichtung der Regulierung reagiert.

Die Bundesnetzagentur hat den sogenannten NEST-Prozess (Netzentwicklung, -steuerung und -
transformation) ins Leben gerufen, um den Regulierungsrahmen an die Erfordernisse der
Energiewende anzupassen und zukunftsfähig zu gestalten [^4]. Dieser Prozess ist als eine
umfassende Initiative zu verstehen, die verschiedene Aspekte der Netzentgeltregulierung,
Investitionsanreize und eben auch der Qualitätsregulierung neu bewertet und methodisch
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ausrichtet. Er bildet den strategischen Rahmen für die hier im Fokus stehende methodische
Ausgestaltung der Qualitätsregulierung.

Die deutsche Energielandschaft befindet sich in einer "entscheidenden Transformationsphase"
[^4]. Der Ausbau erneuerbarer Energien, die Dekarbonisierung des Wärmesektors und der
Verkehrswende führen zu einer tiefgreifenden Umstrukturierung von Erzeugung, Verbrauch und
Verteilung von Energie. Stromnetze, die ursprünglich für eine unidirektionale Versorgung von
zentralen Großkraftwerken zu den Verbrauchern konzipiert wurden, müssen nun bidirektionale
Flüsse, volatile Einspeisungen und eine Vielzahl dezentraler Erzeuger und Verbraucher managen.
Ähnliche Herausforderungen stellen sich im Gasbereich, wo die Umstellung auf grüne Gase und die
Notwendigkeit flexiblerer Transport- und Speicherkapazitäten eine Anpassung der
Rahmenbedingungen erfordern.

Diese Entwicklungen bedingen einen erheblichen Investitionsbedarf in die Modernisierung,
Digitalisierung und den Ausbau der Netzinfrastrukturen. Gleichzeitig steigen die Erwartungen an
die Resilienz der Netze, insbesondere angesichts zunehmender Extremwetterereignisse und der
Notwendigkeit, kritische Infrastrukturen vor Cyberangriffen zu schützen. Eine zukunftsgerichtete
Qualitätsregulierung muss daher über die bloße Vermeidung von Ausfällen hinausgehen und
Anreize für vorausschauende Instandhaltung, innovative Technologien und eine höhere
Netzflexibilität schaffen. Dies erfordert eine detaillierte Überprüfung der bisherigen Methodik, die
möglicherweise nicht mehr alle relevanten Qualitätsdimensionen und zukünftigen
Herausforderungen ausreichend abbildet.

Als unabhängige Regulierungsbehörde ist die Bundesnetzagentur (BNetzA) gemäß EnWG und
ARegV für die Festlegung der Rahmenbedingungen der Netzwirtschaft zuständig. Sie hat die
Aufgabe, einen fairen Wettbewerb zu fördern und die Interessen der Netznutzer zu wahren,
während gleichzeitig die Versorgungssicherheit gewährleistet und Investitionen in die Infrastruktur
ermöglicht werden. Die BNetzA agiert dabei als eine Art Schiedsrichter, der die Balance zwischen
den Interessen der Netzbetreiber, der Verbraucher und der politischen Zielsetzungen der
Energiewende finden muss.

Innerhalb der BNetzA spielen die Beschlusskammern eine zentrale Rolle bei der Durchführung von
Regulierungsverfahren. Für die hier relevanten Verfahren zur methodischen Ausgestaltung der
Qualitätsregulierung ist insbesondere die Große Beschlusskammer Energie (GBK Energie)
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zuständig. Diese Kammer ist für die Festlegung der grundsätzlichen Methoden und Parameter der
Regulierung von Elektrizitäts- und Gasversorgungsnetzen zuständig und trifft die maßgeblichen
Entscheidungen in den "Festlegungsverfahren" [^1], [^2], [^3]. Die Entscheidungen der GBK
Energie haben bindenden Charakter für die regulierten Unternehmen und gestalten somit direkt die
Rahmenbedingungen, unter denen die Netzbetreiber agieren. Ihre Arbeit im NEST-Prozess und den
damit verbundenen spezifischen Verfahren ist daher von größter Bedeutung für die zukünftige
Ausrichtung der Qualitätsregulierung.

Das von der BNetzA eingeleitete Verfahren zur Festlegung der künftigen methodischen
Ausgestaltung der Qualitätsregulierung ist ein komplexer Prozess, der sich in verschiedene
Teilverfahren gliedert und auf eine umfassende Neuausrichtung abzielt.

Der zentrale Gegenstand des Verfahrens ist die Definition eines neuen Regulierungsrahmens und
der dazugehörigen Methoden für die Qualitätsregulierung in den Strom- und Gasnetzen [^3]. Dies
beinhaltet die Überprüfung und gegebenenfalls Neudefinition von:

Qualitätsparametern: Welche Aspekte der Versorgung sollen gemessen und reguliert
werden? Neben traditionellen Kennzahlen könnten neue Parameter relevant werden, die
beispielsweise die Flexibilität des Netzes, die Fähigkeit zur Integration dezentraler
Erzeuger oder die Widerstandsfähigkeit gegenüber externen Störungen abbilden.
Anreizmechanismen: Wie werden Netzbetreiber finanziell für das Erreichen oder
Überschreiten von Qualitätszielen belohnt oder für die Nichterfüllung sanktioniert? Dies
könnte eine Anpassung der Bonus-Malus-Systeme oder die Einführung neuer Anreize für
spezifische Investitionen umfassen.
Berichtspflichten und Datenbasis: Welche Daten müssen die Netzbetreiber erheben
und an die BNetzA übermitteln, um eine transparente und nachvollziehbare Bewertung
der Versorgungsqualität zu ermöglichen? Die Digitalisierung bietet hier neue
Möglichkeiten für eine detailliertere und zeitnahere Datenerfassung.
Spezifische Anforderungen: Dies könnte die Berücksichtigung regionaler
Besonderheiten, unterschiedlicher Netzebenen oder die Integration von Aspekten wie
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Cybersicherheit und physikalischer Resilienz umfassen.

Das übergeordnete Ziel ist es, einen Regulierungsrahmen zu schaffen, der nicht nur die aktuelle
Versorgungsqualität sichert, sondern auch die notwendigen Impulse für eine zukunftsfähige und
resiliente Energieinfrastruktur setzt. Dies schließt die Förderung von Innovationen und die
Anpassung an die technologischen Entwicklungen der Energiewende ein.

Innerhalb des NEST-Prozesses sind mehrere spezifische Festlegungsverfahren angesiedelt, die
direkt oder indirekt die methodische Ausgestaltung der Qualitätsregulierung beeinflussen. Die
Quellen benennen hier insbesondere:

RAMEN Strom (GBK-25-01-11) und RAMEN Gas (GBK-25-01-21): Diese Verfahren
zielen auf die "Festlegung eines Regulierungsrahmens und der Method..." ab [^3]. Die
Abkürzung RAMEN steht vermutlich für "Regulierungsrahmen und Methoden". Es ist davon
auszugehen, dass hier die grundlegenden Prinzipien und Methoden der Anreizregulierung,
einschließlich der Qualitätsregulierung, neu definiert werden. Dies umfasst
möglicherweise die Struktur der Erlösobergrenzen, die Behandlung von Investitionen und
die allgemeinen Anreizmechanismen.
StromNEF (GBK-24-02-13) und GasNEF (GBK-24-02-23): Diese Verfahren betreffen
die "Netzentgeltfestlegung" oder "Netzentgeltentwicklung" und sind eng mit der
Kostendeckung der Netzbetreiber und somit auch mit ihren Investitionsmöglichkeiten
verbunden [^3]. Da die Qualitätsregulierung oft über Qualitätskomponenten in den
Netzentgelten wirkt, sind diese Verfahren von Relevanz für die finanzielle Umsetzung der
Qualitätsanreize.

Die Bundesnetzagentur hat am 30. Oktober 2025 die Festlegungsentwürfe für RAMEN Strom,
RAMEN Gas, StromNEF und GasNEF an den Länderausschuss übermittelt [^2]. Dies markiert einen
wichtigen Schritt in der konkreten Ausgestaltung der neuen Methodik.

Das Verfahren zur methodischen Ausgestaltung der Qualitätsregulierung folgt einem strukturierten
Zeitplan mit mehreren wichtigen Meilensteinen, wie aus den Quellen hervorgeht:

1. Zwischenstand der Großen Beschlusskammer: Bereits am 16. Januar 2025 hat die
Große Beschlusskammer Energie "Zwischenstände zu den Festlegungsverfahren im
Kontext des NEST-Prozess" veröffentlicht [^1]. Diese frühen Veröffentlichungen dienen
dazu, den Stakeholdern einen Einblick in die vorläufigen Überlegungen und
Richtungsentscheidungen der BNetzA zu geben und eine erste Diskussionsgrundlage zu
schaffen.

Spezifische Verfahren: RAMEN und NEF
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2. Veröffentlichung der Festlegungsentwürfe: Ein entscheidender Schritt ist die
Veröffentlichung der Entwürfe für die Festlegungen. Für den gesamten NEST-Prozess war
die Veröffentlichung der Festlegungsentwürfe "im Sommer 2025" vorgesehen [^1].
Spezifischer wurden die Entwürfe für RAMEN Strom, RAMEN Gas, StromNEF und GasNEF
am 30. Oktober 2025 von der Bundesnetzagentur an den Länderausschuss übermittelt
[^2]. Diese Entwürfe enthalten die konkreten Vorschläge der BNetzA für die neuen
Methoden und Parameter.

3. Konsultationsphase: Nach der Veröffentlichung der Entwürfe folgt eine
Konsultationsphase [^1]. In dieser Phase haben interessierte Parteien, darunter
Netzbetreiber, Verbraucherverbände, Branchenverbände und die Wissenschaft, die
Möglichkeit, Stellungnahmen zu den Entwürfen abzugeben. Dies ist ein essenzieller
Bestandteil des Verfahrens, um unterschiedliche Perspektiven zu berücksichtigen,
mögliche Auswirkungen zu antizipieren und die Akzeptanz der späteren Festlegungen zu
erhöhen. Der Dialog zwischen Regulierungsbehörde und Stakeholdern trägt maßgeblich
zur Qualität und Praxistauglichkeit der finalen Regelungen bei.

4. Endgültige Festlegung: Nach Auswertung der Stellungnahmen und gegebenenfalls
Anpassung der Entwürfe wird die Große Beschlusskammer Energie die endgültigen
Festlegungen treffen. Diese Festlegungen sind rechtlich bindend und treten zu einem
bestimmten Zeitpunkt in Kraft, wodurch der neue Regulierungsrahmen für die
Qualitätsregulierung etabliert wird. Obwohl die Quellen das genaue Datum der
endgültigen Festlegung nicht explizit nennen, ist der Prozess auf eine finale Entscheidung
ausgerichtet, die die zukünftige Methodik bestimmen wird.

Die Neuausrichtung der methodischen Ausgestaltung der Qualitätsregulierung ist ein komplexes
Unterfangen, das eine Vielzahl von inhaltlichen Dimensionen berührt. Es geht darum, ein robustes
und zukunftsfähiges System zu schaffen, das sowohl die aktuellen Anforderungen erfüllt als auch
den Herausforderungen der Energiewende gerecht wird.

Die zentrale Aufgabe der methodischen Ausgestaltung ist die Definition der relevanten
Qualitätsparameter und die Gestaltung effektiver Anreizsysteme. Bisherige Parameter wie SAIDI
(System Average Interruption Duration Index) und SAIFI (System Average Interruption Frequency
Index) bleiben weiterhin relevant, müssen jedoch möglicherweise ergänzt oder modifiziert werden,
um neue Qualitätsaspekte zu erfassen. Denkbar sind beispielsweise:

Spannungsqualität: Neben der reinen Verfügbarkeit des Netzes wird die Qualität der
Spannung, insbesondere in Bezug auf Spannungseinbrüche, Oberschwingungen und
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Flicker, mit zunehmender Integration volatiler Erzeuger und empfindlicher Verbraucher
immer wichtiger.
Netzstabilität und Resilienz: Parameter, die die Fähigkeit des Netzes messen, auf
Störungen zu reagieren und sich schnell zu erholen (Resilienz), könnten an Bedeutung
gewinnen. Dies umfasst die Widerstandsfähigkeit gegenüber Extremwetterereignissen
oder Cyberangriffen.
Flexibilitätsbereitstellung: Die Fähigkeit der Netzbetreiber, Flexibilitätsoptionen im
Netz zu aktivieren und zu steuern, könnte als Qualitätsmerkmal in die Regulierung
einfließen, da dies maßgeblich zur Systemstabilität beiträgt.
Datenqualität und -verfügbarkeit: Angesichts der zunehmenden Digitalisierung
könnte die Qualität und Verfügbarkeit von Echtzeitdaten für Netzmanagement und
Marktteilnehmer ein relevanter Qualitätsparameter werden.

Die Anreizsysteme müssen entsprechend angepasst werden, um diese neuen oder modifizierten
Parameter wirksam zu steuern. Dies könnte die Einführung spezifischer Boni oder Malus für
einzelne Qualitätsdimensionen bedeuten oder die Verknüpfung von Investitionsanreizen mit dem
Erreichen bestimmter Qualitätsziele. Ein intelligentes Anreizsystem sollte dabei nicht nur die
Vermeidung von Fehlern belohnen, sondern auch proaktive Maßnahmen zur Qualitätsverbesserung
und Innovation fördern. Ein besonderes Augenmerk liegt auf der Vermeidung von Fehlanreizen, die
beispielsweise zu übermäßigen Investitionen ohne entsprechenden Qualitätsgewinn führen
könnten.

Die methodische Ausgestaltung der Qualitätsregulierung steht vor mehreren großen
Herausforderungen, die im Rahmen des Verfahrens berücksichtigt werden müssen:

Balance zwischen Kosten und Qualität: Eine höhere Qualität geht in der Regel mit
höheren Kosten einher. Die Regulierung muss einen optimalen Punkt finden, an dem die
Kosten für die Netznutzer in einem angemessenen Verhältnis zum Nutzen einer
verbesserten Versorgungsqualität stehen. Dies erfordert eine detaillierte Kosten-Nutzen-
Analyse der vorgeschlagenen Maßnahmen.
Umgang mit dezentraler Erzeugung und Sektorkopplung: Die Integration einer
Vielzahl kleiner und mittlerer Erzeugungsanlagen sowie neuer Lasten (E-Mobilität,
Wärmepumpen) stellt die Netze vor neue Herausforderungen hinsichtlich
Spannungshaltung, Lastflussmanagement und Engpassbehebung. Die
Qualitätsregulierung muss Anreize schaffen, diese Komplexität effizient zu managen.
Digitalisierung und Smart Grids: Die Potenziale von Smart Grids für ein intelligenteres
Netzmanagement und eine verbesserte Qualitätsüberwachung müssen genutzt werden.
Gleichzeitig müssen die neuen Risiken, insbesondere im Bereich der Cybersicherheit,
adressiert und in die Qualitätsbetrachtung einbezogen werden.
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Klimawandel und Resilienz: Extremwetterereignisse nehmen zu und können die
Netzinfrastruktur erheblich beeinträchtigen. Die Regulierung muss Anreize für
Investitionen in die physische Resilienz der Netze schaffen und die Fähigkeit der
Netzbetreiber zur schnellen Wiederherstellung der Versorgung nach Störungen bewerten.
[Weitere Informationen zur Resilienz von Infrastrukturen finden Sie in Kapitel Y].
Kundenorientierung: Die Erwartungen der Kunden an die Energieversorgung entwickeln
sich weiter. Eine moderne Qualitätsregulierung sollte auch Aspekte der
Kundenzufriedenheit und der Dienstleistungsqualität (z.B. Informationsbereitstellung bei
Störungen) berücksichtigen.

Das von der Bundesnetzagentur eingeleitete Verfahren zur methodischen Ausgestaltung der
Qualitätsregulierung ist von entscheidender Bedeutung für die Zukunftsfähigkeit des deutschen
Energiesystems. Die erwarteten Implikationen sind weitreichend und betreffen verschiedene
Akteure:

Für die Netzbetreiber bedeutet die Neuausrichtung eine Anpassung ihrer strategischen Planung,
ihrer Investitionsentscheidungen und ihrer operativen Prozesse. Sie werden aufgefordert, stärker in
innovative Technologien, Digitalisierung und die Erhöhung der Netzresilienz zu investieren. Dies
erfordert möglicherweise eine Neuausrichtung interner Abläufe und eine verstärkte Ausrichtung auf
neue Qualitätskennzahlen. Gleichzeitig bietet ein klar definierter und zukunftsorientierter
Regulierungsrahmen Planungssicherheit für notwendige Investitionen.

Für die Verbraucher verspricht die Neuausrichtung eine weiterhin hohe Versorgungsqualität, die
den steigenden Anforderungen der Energiewende gerecht wird. Eine effiziente Qualitätsregulierung
stellt sicher, dass die Netzentgelte nicht unangemessen steigen, während gleichzeitig die
Zuverlässigkeit und Stabilität der Energieversorgung gewährleistet bleiben. Transparenz über die
erbrachte Qualität kann zudem das Vertrauen in die Energieinfrastruktur stärken. [Details zu den
Auswirkungen auf Netzentgelte finden Sie in Kapitel Z].

Für die Energiewende insgesamt ist eine effektive Qualitätsregulierung ein unverzichtbarer
Baustein. Sie schafft die notwendigen Rahmenbedingungen, damit die Netze die zunehmende
Integration erneuerbarer Energien, die Sektorkopplung und die Dekarbonisierung unterstützen
können, ohne an Stabilität und Sicherheit einzubüßen. Ein agiler und adaptiver Regulierungsansatz
ist somit ein Katalysator für eine erfolgreiche Transformation des Energiesystems.

Das Verfahren der BNetzA ist ein komplexer und partizipativer Prozess, der darauf abzielt, einen
robusten und zukunftsorientierten Regulierungsrahmen zu schaffen. Die Einbindung der
Stakeholder in die Konsultationsphase ist dabei von größter Bedeutung, um praxistaugliche und
akzeptierte Lösungen zu entwickeln, die den vielfältigen Anforderungen an eine moderne
Energieversorgung gerecht werden. Die finalen Festlegungen werden die Weichen für die
Entwicklung der deutschen Energieinfrastruktur in den kommenden Jahren stellen und maßgeblich
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dazu beitragen, die Ziele der Energiewende zu erreichen.

[^1] Quelle 1. (o. J.). Zwischenstand des NEST Prozesses zum Sommer 2025. Abgerufen von [Link
zu Quelle 1] [^2] Quelle 2. (o. J.). Aktuelles Aktuelle Mitteilungen der Großen Beschlusskammer
Energie zu Festlegungsverfahren. Abgerufen von [Link zu Quelle 2] [^3] Quelle 3. (o. J.).
Verfahrensübersicht Eigene und übertragene Verfahren der GBK. Abgerufen von [Link zu Quelle 3]
[^4] Quelle 4. (o. J.). NEST-Prozess. Abgerufen von [Link zu Quelle 4]

Quellenverzeichnis



In einer zunehmend komplexen und dynamischen Wirtschafts- und Gesellschaftslandschaft spielt
die Qualitätsregulierung eine entscheidende Rolle, um öffentliche Interessen zu wahren,
Marktversagen zu korrigieren und die Effizienz sowie Nachhaltigkeit kritischer Infrastrukturen und
Dienstleistungen zu gewährleisten. Die Qualität dieser Regulierung ist dabei direkt an die Qualität
ihrer Informationsbasis gekoppelt. Ohne eine systematische, umfassende und valide
Datenerhebung bleiben Regulierungsentscheidungen spekulativ, anfällig für Ineffizienz und können
die angestrebten Ziele verfehlen. Insbesondere in Sektoren, die durch tiefgreifende
Transformationen – wie etwa die Energiewende – geprägt sind, ist die kontinuierliche und präzise
Datenerhebung unerlässlich für eine adaptive und zukunftsfähige Regulierung [^2]. Diese Seite
beleuchtet die Notwendigkeit und den Prozess der Datenerhebung als Fundament für die
Weiterentwicklung der Qualitätsregulierung.

Moderne Qualitätsregulierung geht weit über die bloße Einhaltung von Mindeststandards hinaus.
Sie zielt darauf ab, Anreize für Innovation, Effizienzsteigerung und eine verbesserte
Dienstleistungsqualität zu schaffen, während gleichzeitig die Stabilität und Sicherheit der
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Versorgung gewährleistet wird. Um diese anspruchsvollen Ziele zu erreichen, bedarf es eines
tiefgreifenden Verständnisses der regulierten Märkte, der Akteure, der technologischen
Entwicklungen und der Auswirkungen regulatorischer Eingriffe. Dieses Verständnis kann nur durch
eine fundierte Datenerhebung gewonnen werden, die eine empirische Basis für die Gestaltung,
Anpassung und Evaluierung von Regulierungsrahmen schafft. Die gesammelten Daten ermöglichen
es Regulierungsbehörden, beispielsweise die Bundesnetzagentur (BNetzA) in Deutschland [^2], die
Auswirkungen ihrer Entscheidungen zu messen, Fehlentwicklungen frühzeitig zu erkennen und
proaktiv auf Veränderungen zu reagieren. Ohne eine solide empirische Grundlage sind
Regulierungsentscheidungen anfällig für Ineffizienz, Unfairness oder Fehlsteuerungen, was letztlich
das Vertrauen in die Regulierungsinstanzen untergraben kann.

Qualitätsregulierung zielt darauf ab, die Leistungsfähigkeit, Effizienz und Nachhaltigkeit regulierter
Märkte oder Sektoren zu gewährleisten. Dies umfasst typischerweise Aspekte wie
Versorgungssicherheit, Kundenzufriedenheit, Umweltverträglichkeit, Innovation und
Kosteneffizienz. In vielen Sektoren, insbesondere in natürlichen Monopolen oder oligopolistischen
Märkten, wo Wettbewerb nur eingeschränkt oder gar nicht stattfindet, ersetzt die Regulierung den
Wettbewerbsdruck, um die Qualität und Effizienz im Sinne der Allgemeinheit sicherzustellen.

Die Definition von "Qualität" in einem regulierten Umfeld ist dabei nicht statisch, sondern muss sich
dynamisch an die technologische Entwicklung, gesellschaftliche Erwartungen und ökonomische
Realitäten anpassen. Dies erfordert einen kontinuierlichen Prozess der Datenerhebung, der nicht
nur die Einhaltung bestehender Regeln überprüft, sondern auch die Basis für deren
Weiterentwicklung legt. Traditionelle, oft starre Regulierungsansätze, die auf historischen Daten
oder pauschalen Annahmen basieren, stoßen hier an ihre Grenzen. Eine moderne, datengestützte
Regulierung hingegen ermöglicht es, spezifische Probleme zu identifizieren, Ursachen zu
analysieren und zielgerichtete Maßnahmen zu ergreifen. Dies schließt auch die Möglichkeit ein,
Regulierungsrahmen zu schaffen, die Anreize für eine bessere Qualität setzen, statt nur Verstöße
zu sanktionieren. Ein Beispiel hierfür sind Festlegungsverfahren, die spezifische
Regulierungsrahmen und Methoden definieren, wie sie etwa im Bereich der Stromnetze
angewendet werden [^1]. Solche Verfahren erfordern eine umfassende Datenbasis, um faire und
effiziente Parameter festzulegen.

Der Prozess der Datenerhebung für die Qualitätsregulierung ist ein mehrstufiger, iterativer
Vorgang, der sorgfältige Planung, Durchführung und Analyse erfordert. Er ist eng mit dem
gesamten Regulierungszyklus verknüpft, von der Konzeption neuer Regulierungsmechanismen bis
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zu deren Evaluierung und Anpassung.

1. Planung und Definition der Datenanforderungen: Am Anfang steht die präzise
Definition dessen, welche Daten benötigt werden und warum. Dies umfasst die
Identifizierung relevanter Qualitätsparameter (z.B. Versorgungszuverlässigkeit,
Reaktionszeiten bei Störungen, Kundenzufriedenheit), Effizienzkennzahlen und
Marktindikatoren. Die Festlegung klarer Messgrößen und Metriken ist hierbei
entscheidend. Es muss geklärt werden, welche Informationen für welche regulatorische
Fragestellung relevant sind und wie sie zur Entscheidungsfindung beitragen können.

2. Methoden der Datenerhebung: Die Auswahl der geeigneten Methoden hängt von den
spezifischen Datenanforderungen ab. Dies kann quantitative Ansätze wie die Erfassung
von Betriebsdaten, Messdaten, Finanzdaten und statistischen Erhebungen umfassen.
Qualitative Methoden wie Umfragen, Interviews oder Fokusgruppen können genutzt
werden, um Meinungen, Erfahrungen und Wahrnehmungen von Stakeholdern einzuholen.
Auch die Nutzung von bereits vorhandenen administrativen Daten oder die Durchführung
von Audits sind gängige Verfahren.

3. Datenerfassung und -validierung: In dieser Phase werden die Daten systematisch
gesammelt. Dies kann durch automatisierte Systeme (z.B. Smart Meter, Netzsensoren),
manuelle Eingaben oder über standardisierte Berichtsformulare erfolgen. Ein kritischer
Schritt ist die Validierung der Daten, um deren Qualität, Konsistenz, Vollständigkeit und
Richtigkeit sicherzustellen. Datenbereinigung und Plausibilitätsprüfungen sind hier
unerlässlich, um Fehlinterpretationen zu vermeiden.

4. Datenanalyse und Interpretation: Die gesammelten und validierten Daten werden
anschließend analysiert, um Muster, Trends, Korrelationen und Abweichungen zu
identifizieren. Dies kann den Einsatz statistischer Methoden, ökonometrischer Modelle
oder auch qualitativer Inhaltsanalysen erfordern. Die Interpretation der Ergebnisse ist
entscheidend, um die Implikationen für die Regulierung zu verstehen und fundierte
Schlussfolgerungen zu ziehen. Dabei ist es wichtig, sowohl Stärken als auch Schwächen
der Datenbasis zu berücksichtigen.

5. Datenintegration in Regulierungsentscheidungen: Die gewonnenen Erkenntnisse
müssen schließlich in den regulatorischen Entscheidungsprozess einfließen. Dies kann die
Anpassung von Regulierungsrahmen, die Festlegung neuer Qualitätsstandards, die
Überarbeitung von Preiskontrollmechanismen oder die Entwicklung neuer Anreizsysteme
bedeuten. Die Transparenz, wie Daten in Entscheidungen einfließen, ist dabei für die
Akzeptanz der Regulierung von großer Bedeutung.

Die Vielfalt der benötigten Informationen erfordert den Zugriff auf verschiedene Datenquellen und -
typen:

Betriebsdaten: Umfassen Leistungskennzahlen wie Versorgungsunterbrechungen (SAIDI,
SAIFI), Netzauslastung, technische Verluste, Wartungsintervalle oder Störungsstatistiken.
Diese Daten sind essenziell für die Bewertung der Versorgungssicherheit und Effizienz.

Phasen der Datenerhebung
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Marktdaten: Beinhalten Informationen über Preise, Volumina, Wettbewerbsintensität,
Investitionen oder Markteintrittsbarrieren. Sie sind für die Bewertung der Marktfunktion
und die Vermeidung von Marktmachtmissbrauch relevant.
Verbraucherdaten: Erfassen Kundenzufriedenheit, Beschwerden, Servicequalität oder
Präferenzen. Sie bieten wichtige Einblicke in die Perspektive der Endnutzer und die
sozialen Auswirkungen der Regulierung.
Technische Daten: Beziehen sich auf die Infrastruktur selbst, z.B. Alter und Zustand von
Anlagen, Kapazitäten, oder Daten aus intelligenten Messsystemen. Sie sind für die
Bewertung der technischen Leistungsfähigkeit und Investitionsplanung entscheidend.
Benchmarking-Daten: Vergleichsdaten von anderen regulierten Unternehmen oder
Märkten sind fundamental, um Effizienzpotenziale zu identifizieren und
Regulierungsanreize zu kalibrieren. Ein Effizienzvergleich ist ein zentrales Element in
vielen Festlegungsverfahren [^3].

Trotz ihrer essenziellen Bedeutung ist die Datenerhebung im regulatorischen Kontext mit
erheblichen Herausforderungen verbunden:

Datenqualität und -konsistenz: Die Gewährleistung der Genauigkeit, Vollständigkeit
und Aktualität der Daten ist oft schwierig. Inkonsistente Datenformate, unterschiedliche
Messmethoden oder fehlende Daten können die Analyse erheblich erschweren.
Datenzugang und -verfügbarkeit: Regulierungsbehörden sind oft auf die Kooperation
der regulierten Unternehmen angewiesen, die proprietäre oder sensible Daten besitzen.
Der Zugang zu diesen Daten kann durch rechtliche, technische oder kommerzielle Hürden
erschwert sein.
Datenschutz und -sicherheit: Insbesondere bei der Erhebung personenbezogener oder
unternehmenssensibler Daten müssen strenge Datenschutz- und
Sicherheitsanforderungen (z.B. DSGVO) eingehalten werden, was den Prozess komplex
gestalten kann.
Technologische Infrastruktur: Die Verarbeitung großer Datenmengen (Big Data) und
die Notwendigkeit von Echtzeitdaten erfordern eine leistungsfähige IT-Infrastruktur und
fortschrittliche Analysetools.
Ressourcen und Expertise: Regulierungsbehörden benötigen ausreichend personelle
und finanzielle Ressourcen sowie spezialisierte Expertise in Datenwissenschaft, Statistik
und dem jeweiligen Fachgebiet, um die Datenerhebung und -analyse effektiv
durchzuführen.

Die gesammelten und analysierten Daten sind der Motor für die kontinuierliche Weiterentwicklung
und Anpassung von Regulierungsrahmen. Sie ermöglichen eine evidenzbasierte Politikgestaltung,

Herausforderungen bei der Datenerhebung
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die auf Fakten und nicht auf Annahmen beruht.

Festlegungsverfahren sind zentrale Instrumente der Regulierung, um detaillierte Regeln und
Methoden für bestimmte Sektoren oder Märkte zu etablieren. Ein Beispiel hierfür ist die Festlegung
eines Regulierungsrahmens für den Stromsektor, wie sie in den "Festlegungsverfahren RAMEN
Strom" zum Ausdruck kommt, die oft mehrjährige Zyklen umfassen (z.B. für 2024 oder 2025) [^1].
Die Datenerhebung ist hierbei von Beginn an integraler Bestandteil. Basierend auf aktuellen Daten
zur Marktentwicklung, Kostenstrukturen, Investitionsbedarfen und Qualitätsindikatoren werden
Entwürfe für Regulierungsrahmen entwickelt.

Diese Entwürfe durchlaufen in der Regel umfangreiche Konsultationsprozesse, in denen
Stakeholder wie Unternehmen, Verbände, Verbraucherorganisationen und Experten die Möglichkeit
erhalten, Stellungnahmen abzugeben. Die Veröffentlichung von "Festlegungsentwürfen" und die
Einholung von Feedback, wie dies im "NEST-Prozess" der BNetzA geschieht [^3], ist ein
entscheidender Schritt. Auch hier spielen Daten eine doppelte Rolle: Zum einen dienen die
veröffentlichten Daten als Grundlage für die Argumentation der Regulierungsbehörde, zum
anderen liefern die Stellungnahmen der Stakeholder oft neue oder ergänzende Daten und
Perspektiven, die in die finale Entscheidung einfließen. Interimsergebnisse, wie der "Zwischenstand
des NEST Prozesses zum Sommer 2025" [^3], zeigen, dass die Regulierung ein dynamischer
Prozess ist, der auf fortlaufender Datenerhebung und -bewertung basiert.

Ein herausragendes Beispiel für die datengestützte Weiterentwicklung der Regulierung sind
Effizienzvergleiche und Benchmarking-Ansätze. Durch den Vergleich der Leistung regulierter
Unternehmen untereinander können Best Practices identifiziert und Effizienzpotenziale aufgedeckt
werden. Die Bundesnetzagentur nutzt beispielsweise Effizienzvergleiche, um Anreize für
Kostensenkungen und Leistungsverbesserungen zu setzen [^3]. Hierfür werden umfangreiche
Daten zu Betriebskosten, Investitionen, Mitarbeiterzahlen und Infrastruktur erfasst und analysiert.
Die Ergebnisse dieser Vergleiche fließen direkt in die Festlegung von Effizienzvorgaben und
Anreizmechanismen ein, die die Unternehmen dazu motivieren, ihre Prozesse zu optimieren und
die Qualität ihrer Dienstleistungen zu steigern. Dies ist besonders relevant in der Energiebranche,
wo die Energiewende tiefgreifende Transformationen erfordert und Effizienz entscheidend für die
Kostenkontrolle ist [^2].

In Sektoren, die sich im Wandel befinden, wie die Energiebranche im Zuge der Energiewende [^2],
ist die Fähigkeit zur schnellen Anpassung der Regulierung von größter Bedeutung. Eine
kontinuierliche Datenerhebung ermöglicht es, die Auswirkungen technologischer Innovationen (z.B.
Digitalisierung, dezentrale Erzeugung), veränderter Marktstrukturen oder neuer politischer Ziele zu
überwachen. Regulierungsbehörden können so frühzeitig erkennen, ob bestehende Regeln
innovationshemmend wirken oder ob neue Regulierungsbedarfe entstehen. Dies führt zu einem
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iterativen Regelungsprozess, bei dem die Regulierung nicht als statisches Korsett, sondern als
flexibles Instrument zur Steuerung von Entwicklungen verstanden wird.

Die effektive Datenerhebung und -nutzung erfordert eine klare Rollenverteilung und enge
Zusammenarbeit zwischen Regulierungsbehörden und allen relevanten Stakeholdern.

Regulierungsbehörden wie die BNetzA [^2] spielen eine zentrale Rolle bei der Gestaltung und
Umsetzung der Datenerhebung. Ihre Aufgaben umfassen:

Definition von Datenstandards und -anforderungen: Sie legen fest, welche Daten in
welchem Format und in welcher Qualität zu liefern sind.
Aufbau und Betrieb von Datenplattformen: Sie stellen die Infrastruktur zur
Erfassung, Speicherung und Analyse großer Datenmengen bereit.
Datenanalyse und -interpretation: Sie verfügen über die notwendige Expertise, um
komplexe Daten zu analysieren und in relevante Erkenntnisse für die Regulierung zu
übersetzen.
Datengovernance: Sie entwickeln Richtlinien für den Umgang mit Daten, einschließlich
Datenschutz, Datensicherheit und Zugangsrechten.
Kommunikation der Ergebnisse: Sie sorgen für Transparenz bei der Veröffentlichung
anonymisierter Daten und der Kommunikation von Analyseergebnissen, um die Akzeptanz
und Nachvollziehbarkeit regulatorischer Entscheidungen zu fördern.

Die kontinuierliche Weiterbildung und der Aufbau von Fachwissen in den Bereichen
Datenwissenschaft und -analyse sind für Regulierungsbehörden von entscheidender Bedeutung,
um ihrer Rolle gerecht zu werden. Weitere Informationen zu den internen Abläufen und
Entscheidungsstrukturen finden Sie unter Regulierungsentscheidungen und -verfahren.

Eine erfolgreiche Datenerhebung und -nutzung ist ohne die aktive Einbindung der Stakeholder
nicht denkbar. Regulierungsbehörden müssen sicherstellen, dass:

Regulierte Unternehmen die Notwendigkeit der Datenerhebung verstehen und die
geforderten Daten in der erforderlichen Qualität bereitstellen.
Verbraucherorganisationen und Endkunden die Möglichkeit haben, ihre Perspektiven
und Erfahrungen einzubringen, beispielsweise durch Umfragen oder
Beschwerdestatistiken, die als wichtige qualitative Datenquellen dienen.

Die Rolle von Regulierungsbehörden und
Stakeholdern
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Experten und Wissenschaftler in den Prozess eingebunden werden, um externe
Validierung, alternative Analysemethoden oder innovative Lösungsansätze zu liefern.

Die Konsultation von "Festlegungsentwürfen" [^3] ist ein Beispiel für die systematische Einbindung
von Stakeholdern, die dazu beiträgt, die Datenbasis zu erweitern, unterschiedliche Perspektiven zu
berücksichtigen und die Qualität der regulatorischen Entscheidungen zu verbessern. Eine
transparente Kommunikation über die Verwendung der Daten und die daraus resultierenden
Entscheidungen stärkt das Vertrauen aller Beteiligten. Vertiefende Informationen zur Partizipation
finden Sie unter Stakeholder-Einbindung in Regulierungsprozessen.

Die Datenerhebung ist das unverzichtbare Rückgrat einer effektiven und zukunftsfähigen
Qualitätsregulierung. Sie ermöglicht es Regulierungsbehörden, fundierte, evidenzbasierte
Entscheidungen zu treffen, die Effizienz zu steigern, Innovationen zu fördern und die Interessen der
Allgemeinheit zu schützen. Die Herausforderungen in Bezug auf Datenqualität, -zugang und -
sicherheit sind erheblich, erfordern aber eine konsequente Bewältigung durch Investitionen in
Technologie, Expertise und transparente Prozesse.

Der Trend geht hin zu einer immer stärkeren Nutzung von Big Data, künstlicher Intelligenz und
maschinellem Lernen, um komplexe Datensätze in Echtzeit zu analysieren und prädiktive Modelle
zu entwickeln. Dies wird die Fähigkeit der Regulierung, proaktiv auf Veränderungen zu reagieren
und adaptive Regulierungsansätze zu entwickeln, weiter verbessern. Die kontinuierliche
Weiterentwicklung der Datenerhebungs- und -analysemethoden ist somit nicht nur eine technische
Notwendigkeit, sondern eine strategische Aufgabe für alle Akteure im regulatorischen Umfeld, um
eine qualitativ hochwertige Regulierung auch in Zukunft zu gewährleisten. Informationen zu den
verwendeten Methoden finden Sie unter Methoden zur Datenanalyse.

[^1] Quelle 1. Zusammenfassung: Verfahrensübersicht Eigene und übertragene Verfahren der GBK
Geplante Verfahren Eigene und übertragene Verfahren der GBK TitelÜber-
tragungKammerGeschäftszeichenKurzbeschreibungDatum EntscheidungFestlegungsverfahren
RAMEN StromNeinGBKGBK-25-01-11Festlegung eines Regulierungsrahmens und der Method... [^2]
Quelle 2. Zusammenfassung: Home > Veröffentlichungen und Presse > Unsere Veröffentlichungen
> NEST-Prozess < Unsere Veröffentlichungen 11 März 2025 Teilen Drucken Teilen via LinkedIn
NEST-Prozess (12 min read) Inmitten einer entscheidenden Transformationsphase der
Energiebranche, die durch die Impulse der Energiewende, die No... [^3] Quelle 3.
Zusammenfassung: Zwischenstand des NEST Prozesses zum Sommer 2025 Veröffentlichung der
Festlegungsentwürfe im Sommer 2025: Aktueller Stand weiterer Verfahren der Großen
Beschlusskammer: Am 16.01.2025 hat die Große Beschlusskammer Energie die Zwischenstände zu
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den Festlegungsverfahren im Kontext des NEST-Prozess...



Die Gewährleistung der Netzstabilität ist eine fundamentale Voraussetzung für das Funktionieren
moderner Industriegesellschaften und bildet das Rückgrat einer zuverlässigen Energieversorgung.
Im Kontext der deutschen Energiewende, die einen tiefgreifenden Umbau des Energiesystems von
zentralisierten, fossil-nuklearen Strukturen hin zu dezentralen, erneuerbaren Energiequellen
vorsieht, gewinnt die Netzstabilität eine nochmals erhöhte strategische Bedeutung. Die Integration
fluktuierender erneuerbarer Energien wie Wind- und Solarkraft, die zunehmende Elektrifizierung
von Sektoren wie Verkehr und Wärme sowie die Proliferation steuerbarer Verbrauchseinrichtungen
stellen das Stromnetz vor beispiellose Herausforderungen. Diese Entwicklung erfordert eine
ständige Anpassung und Modernisierung der Netzinfrastruktur sowie der sie steuernden
Mechanismen. In diesem dynamischen Umfeld ist eine effektive Qualitätsregulierung unerlässlich,
um die physische und betriebliche Integrität des Netzes zu sichern und somit die
Versorgungssicherheit für Endverbraucher und Industrie zu gewährleisten. Diese Seite beleuchtet
die direkte Verbindung zwischen einer proaktiven und adaptiven Qualitätsregulierung und der
Sicherstellung der Netzstabilität, indem sie die relevanten Regulierungsziele, Instrumente und
zukünftigen Herausforderungen analysiert und dabei die Notwendigkeit eines ganzheitlichen
Ansatzes hervorhebt.

Zusammenhang zwischen
Qualitätsregulierung und
Netzstabilität
Zusammenhang zwischen
Qualitätsregulierung und
Netzstabilität
1. Einleitung: Die zentrale Rolle der
Netzstabilität in der Energiewende



Netzstabilität bezeichnet den Zustand eines elektrischen Energieversorgungssystems, in dem
Frequenz und Spannung innerhalb definierter Toleranzbereiche gehalten werden, sodass die
kontinuierliche und sichere Versorgung der Verbraucher gewährleistet ist. Sie ist ein
mehrdimensionales Konzept, das sowohl die statische als auch die dynamische Stabilität des
Netzes umfasst. Statische Stabilität bezieht sich auf die Fähigkeit des Netzes, nach kleinen
Störungen in einen stabilen Betriebszustand zurückzukehren, während dynamische Stabilität die
Reaktion auf größere Störungen, wie den Ausfall von Kraftwerken oder Leitungen, beschreibt. Die
europäische Verbundnetzsynchronfrequenz von 50 Hz muss beispielsweise mit minimalen
Abweichungen eingehalten werden, da schon geringfügige Fluktuationen zu Fehlfunktionen von
Geräten und im Extremfall zu einem Zusammenbruch des gesamten Systems führen können.
Abweichungen von den Sollwerten – insbesondere bei der Netzfrequenz und der Spannung –
können kaskadierende Effekte auslösen, die im schlimmsten Fall zu Teilausfällen oder einem
vollständigen Blackout führen. Solche Ereignisse hätten gravierende ökonomische und soziale
Folgen, die von Produktionsausfällen über Kommunikationsstörungen bis hin zu Gefährdungen der
öffentlichen Sicherheit reichen würden. Daher gilt die Aufrechterhaltung der Netzstabilität als
primäres Ziel der Energiepolitik und -regulierung.

Die Versorgungssicherheit, ein Kernziel des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG), ist untrennbar mit
der Netzstabilität verbunden. Sie umfasst die technische Verfügbarkeit des Netzes, die Fähigkeit,
den Bedarf jederzeit zu decken, sowie die Qualität der gelieferten Energie in Bezug auf Frequenz
und Spannung. Die Komplexität steigt mit dem Anteil dezentraler Erzeugungsanlagen, die oft keine
inhärente Systemträgheit wie konventionelle Großkraftwerke bieten, und dem Wegfall großer
synchronisierter konventioneller Kraftwerke, die historisch zur Systemstabilität beigetragen haben.
Moderne Netze müssen daher nicht nur Energie transportieren, sondern auch aktiv zur Stabilität
beitragen, indem sie auf Schwankungen in Erzeugung und Verbrauch intelligent reagieren und eine
Vielzahl von Systemdienstleistungen bereitstellen.

Die deutsche Energiepolitik verfolgt im Wesentlichen drei übergeordnete Regulierungsziele, die im
Energiewirtschaftsgesetz verankert sind: die Sicherstellung der Versorgungssicherheit, die
Förderung von Wettbewerb und Effizienz sowie den Umwelt- und Klimaschutz. Die Netzstabilität ist
eine infrastrukturelle und betriebliche Voraussetzung für die Erreichung all dieser Ziele. Die
Qualitätsregulierung im Energiesektor ist dabei ein spezifisches Instrumentenbündel, das darauf
abzielt, die Dienstleistungsqualität der Netzbetreiber zu sichern und zu verbessern. Die
Bundesnetzagentur (BNetzA) spielt hierbei eine zentrale Rolle als Regulierungsbehörde, die den
rechtlichen Rahmen des EnWG konkretisiert und überwacht. Ihre Aufgaben umfassen nicht nur die
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Genehmigung von Netzentgelten, sondern auch die Festlegung von Qualitätsstandards und die
Überwachung deren Einhaltung. Durch die Definition von Kennzahlen wie dem SAIDI-Wert (System
Average Interruption Duration Index), der die durchschnittliche Unterbrechungsdauer pro
angeschlossenem Kunde misst, schafft die BNetzA Transparenz über die Leistungsfähigkeit der
Netze und setzt Anreize für eine hohe Versorgungsqualität.

Zu den Instrumenten der Qualitätsregulierung gehören unter anderem:

Anreizregulierung: Diese Methode soll Netzbetreiber dazu motivieren, effizienter zu
arbeiten und die Netzinfrastruktur bedarfsgerecht auszubauen und zu betreiben, ohne
dabei die Qualität der Netzdienstleistungen zu vernachlässigen. Sie setzt ökonomische
Anreize, um Investitionen in die Modernisierung und Digitalisierung der Netze zu fördern.
Qualitätselemente in der Regulierung: Die Qualität der Netzdienstleistung wird durch
verschiedene Indikatoren gemessen, wie z.B. die Häufigkeit und Dauer von
Versorgungsunterbrechungen (SAIDI, SAIFI). Netzbetreiber, die diese Qualitätsstandards
nicht erfüllen, können mit Sanktionen belegt werden oder erhalten geringere Erlöse, was
einen direkten finanziellen Anreiz zur Qualitätssicherung darstellt.
Technische und betriebliche Vorschriften: Die Einhaltung technischer Normen und
Betriebsvorschriften ist essenziell für die Netzstabilität. Diese reichen von Anforderungen
an die Netzplanung und den Netzausbau (z.B. durch den Netzentwicklungsplan) bis hin zu
spezifischen Regeln für den Anschluss und Betrieb von Erzeugungsanlagen und
Verbrauchseinrichtungen (z.B. Netzanschlussregeln).

Ein besonders prägnantes Beispiel für die direkte Verbindung von Qualitätsregulierung und
Netzstabilität ist die Neuregelung des § 14a EnWG, die eine aktive Steuerung des Verbrauchs
ermöglicht.

Die Neuregelung des § 14a des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG), umgesetzt durch die
Bundesnetzagentur, stellt ein Schlüsselwerkzeug dar, um die Netzstabilität in Zeiten zunehmender
Elektrifizierung und Dezentralisierung zu gewährleisten [^1], [^2]. Ziel dieser Regelung ist es, die
Integration steuerbarer Verbrauchseinrichtungen wie Wärmepumpen, Ladestationen für
Elektrofahrzeuge und Batteriespeicher in das Stromnetz zu ermöglichen, ohne die Netzstabilität zu
gefährden. Diese Geräte sind zwar für die Energiewende unerlässlich, da sie die Sektorenkopplung
vorantreiben und fossile Energieträger ersetzen, können aber bei ungesteuertem, synchronisiertem
Betrieb lokale Netzengpässe verursachen oder die Netzfrequenz beeinflussen, insbesondere in
Verteilnetzen.

Der § 14a EnWG ermöglicht es Netzbetreibern, in kritischen Situationen den Strombezug dieser
steuerbaren Verbrauchseinrichtungen temporär zu reduzieren. Dies geschieht nicht willkürlich,
sondern unter klaren Vorgaben und Kompensationsmechanismen für die betroffenen Haushalte
und Unternehmen. Die Regelung sieht vor, dass die Netzbetreiber im Gegenzug für diese
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Steuerbarkeit reduzierte Netzentgelte anbieten, wodurch ein signifikanter Anreiz für die Teilnahme
geschaffen wird [^1], [^2]. Dies fördert nicht nur die Akzeptanz der Regelung bei den
Endverbrauchern, sondern ermöglicht es den Anlagenbetreibenden auch, von den Neuerungen zu
profitieren und somit aktiv zur Systemstabilität beizutragen [^3]. Die technische Umsetzung
erfordert intelligente Messsysteme und Kommunikationsinfrastrukturen, die eine präzise und
datenschutzkonforme Steuerung ermöglichen.

Die Funktionsweise des § 14a EnWG ist ein Paradebeispiel für eine vorausschauende
Qualitätsregulierung, die technologische Möglichkeiten zur Lösung von Netzproblemen nutzt:

1. Flexibilisierung des Verbrauchs: Anstatt teuren Netzausbau ausschließlich durch
physische Erweiterungen zu betreiben, wird das vorhandene Netz durch intelligente
Steuerung des Verbrauchs optimaler genutzt. Dies entlastet das Netz in Spitzenlastzeiten
und reduziert die Notwendigkeit kostspieliger und langwieriger Ausbauprojekte. Die
Steuerung erfolgt dabei so, dass eine Mindestversorgung jederzeit gewährleistet ist (z.B.
Wärmepumpe wird nicht vollständig abgeschaltet, sondern nur gedrosselt).

2. Vermeidung von Netzengpässen: Durch die Möglichkeit, den Verbrauch lokal
anzupassen, können Netzbetreiber Überlastungen in bestimmten Netzabschnitten gezielt
entgegenwirken und somit die Gefahr von Spannungseinbrüchen oder
Frequenzabweichungen minimieren. Dies ist besonders relevant in Gebieten mit hoher
Dichte an E-Fahrzeugen oder Wärmepumpen.

3. Förderung der Sektorenkopplung: Die Regelung erleichtert die Integration von
Wärme- und Verkehrssektor in das elektrische Energiesystem, da die damit verbundenen
zusätzlichen Lasten intelligent gemanagt werden können. Dies ist entscheidend für das
Erreichen der Klimaziele und die Dekarbonisierung weiterer Sektoren.

4. Sicherstellung der Versorgungssicherheit: Indem der § 14a EnWG kritische
Netzsituationen entschärft und die Stabilität des Systems erhöht, trägt er direkt zur
Aufrechterhaltung der Versorgungssicherheit bei und verhindert großflächige Ausfälle, die
durch lokale Überlastungen entstehen könnten.

Die Implementierung des § 14a EnWG erfordert eine enge Zusammenarbeit zwischen
Netzbetreibern, Herstellern von Verbrauchseinrichtungen, Installateuren und Endverbrauchern,
wobei transparente Kommunikation und klare technische Schnittstellen entscheidend sind [^3].
Langfristig ist diese Regulierung ein wichtiger Schritt auf dem Weg zu einem intelligenten
Stromnetz (Smart Grid), das Erzeugung, Speicherung und Verbrauch dynamisch aufeinander
abstimmt und somit eine höhere Effizienz und Robustheit des Gesamtsystems ermöglicht.

Die Energiewende und der damit verbundene Umbau des Energiesystems bringen kontinuierlich
neue Herausforderungen für die Netzstabilität mit sich. Der steigende Anteil erneuerbarer
Energien, die naturgemäß fluktuieren und eine geringere Systemträgheit aufweisen als
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konventionelle Kraftwerke, erfordert eine immer präzisere Steuerung und Prognose. Gleichzeitig
führt die zunehmende Sektorenkopplung – insbesondere durch die Integration von
Wasserstofftechnologien – zu neuen Lastprofilen und Anforderungen an die Netzinfrastruktur [^5].
Wasserstoff, als flexibler Energieträger, kann zwar zur Speicherung und Rückverstromung
beitragen und somit Flexibilität ins System bringen, seine großskalige Erzeugung (z.B. durch
Elektrolyse) und Verteilung erfordert jedoch ebenfalls eine sorgfältige Planung und Regulierung,
um negative Auswirkungen auf das elektrische Netz zu vermeiden und die Effizienz der gesamten
Kette zu gewährleisten.

Die Notwendigkeit einer umfass



Die Energiewende, getragen von den Zielen der Dekarbonisierung, Dezentralisierung und
Digitalisierung, transformiert das Energiesystem grundlegend [^1]. In diesem dynamischen Umfeld
verschiebt sich der Fokus von einer primär zentralisierten und fossilen Energieversorgung hin zu
einem komplexen, multi-direktionalen System, das maßgeblich auf erneuerbaren Energien basiert.
Diese tiefgreifende Transformation stellt nicht nur technische und wirtschaftliche
Herausforderungen dar, sondern erfordert auch eine fundamentale Weiterentwicklung der
regulatorischen Rahmenbedingungen. Insbesondere die Qualitätsregulierung, die traditionell auf
die Sicherstellung einer zuverlässigen und effizienten Energieversorgung ausgerichtet war, muss
sich an die neuen Gegebenheiten anpassen und eine proaktive Rolle bei der Gestaltung des
zukünftigen Energiesystems einnehmen.

Dieser Abschnitt widmet sich der zukünftigen Gestaltung der Qualitätsregulierung im
Energiesystem. Er beleuchtet die Erwartungen an ihre Weiterentwicklung und ihre zukünftige Rolle,
wobei die Hauptthemen Zukunft der Qualitätsregulierung, Ausblick und Energiepolitik im
Vordergrund stehen. Es wird analysiert, welche Dimensionen von Qualität in einem
dezentralisierten und digitalisierten System relevant werden, welche neuen Instrumente und
Ansätze erforderlich sind und welche Rolle die Energiepolitik bei der Schaffung eines kohärenten
und zukunftsfähigen Regulierungsrahmens spielen muss. Das übergeordnete Ziel ist es, die
Weichen für eine Regulierung zu stellen, die nicht nur die Systemstabilität gewährleistet, sondern
auch Innovationen fördert und die Transformation hin zu einem nachhaltigen Energiesystem aktiv
unterstützt.

Ausblick auf die zukünftige
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Die Energiewende ist geprägt von einer Reihe von Entwicklungen, die die traditionellen Annahmen
über Energieversorgung und -verteilung grundlegend in Frage stellen. Diese Entwicklungen sind die
primären Treiber für die Notwendigkeit einer Neuausrichtung der Qualitätsregulierung.

Die verstärkte Integration erneuerbarer Energiequellen wie Wind- und Solarenergie führt zu einer
zunehmenden Dezentralisierung der Erzeugung. Anstatt weniger großer Kraftwerke speisen nun
unzählige kleinere Anlagen Energie in das Netz ein, oft auf Verteilnetzebene. Diese Quellen sind
zudem volatil, d.h., ihre Erzeugung schwankt stark und ist wetterabhängig. Dies stellt die
Netzbetreiber vor die Herausforderung, die Netzstabilität aufrechtzuerhalten und Angebot und
Nachfrage in Echtzeit auszugleichen. Die herkömmliche Qualitätsregulierung, die oft auf die
Verfügbarkeit und Zuverlässigkeit zentraler Großkraftwerke ausgelegt war, muss nun neue
Metriken für die Stabilität und Resilienz eines dezentralen Systems entwickeln. Die Fähigkeit des
Netzes, auf schnelle Änderungen der Einspeisung und des Verbrauchs zu reagieren, wird zu einem
zentralen Qualitätsmerkmal [^2].

Die Digitalisierung durchdringt alle Bereiche des Energiesystems. Intelligente Messsysteme (Smart
Meter), fortschrittliche Sensorik und Kommunikationsinfrastrukturen ermöglichen eine detailliertere
Überwachung und Steuerung des Netzes. Smart Grids sind darauf ausgelegt, die komplexen
Interaktionen zwischen Erzeugern, Verbrauchern, Speichern und flexiblen Lasten zu managen.
Diese Entwicklung eröffnet neue Möglichkeiten für die Qualitätsregulierung, indem sie präzisere
Daten und Echtzeitinformationen für die Überwachung und Bewertung der Netzqualität liefert.
Gleichzeitig entstehen aber auch neue Qualitätsdimensionen, wie die Sicherheit der
Datenkommunikation (Cybersecurity), die Interoperabilität verschiedener Systeme und die
Zuverlässigkeit digitaler Steuerungsmechanismen [^3]. Die Qualität der Daten selbst und der
darauf basierenden Dienstleistungen wird zu einem kritischen Faktor.

Die Sektorkopplung, also die intelligente Verbindung der Strom-, Wärme- und Mobilitätssektoren,
ist ein entscheidender Baustein für ein klimaneutrales Energiesystem. Power-to-X-Technologien,
Elektromobilität und Wärmepumpen schaffen neue Lasten und Flexibilitätspotenziale im Stromnetz,
können aber auch zu neuen Belastungen führen. Die Qualitätsregulierung muss Anreize schaffen,
die eine effiziente Sektorkopplung fördern und gleichzeitig die Netzstabilität gewährleisten. Dies
bedeutet, die Qualität der Interaktion zwischen den Sektoren zu bewerten und sicherzustellen, dass
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die Flexibilitätspotenziale optimal genutzt werden, um das Gesamtsystem zu entlasten und Kosten
zu senken. Die Integration von Multi-Energie-Infrastrukturen erfordert eine ganzheitlichere
Betrachtung der Systemqualität.

Die traditionelle Qualitätsregulierung, oft historisch gewachsen, steht vor der Herausforderung, ihre
Konzepte und Instrumente an die oben beschriebenen tiefgreifenden Veränderungen anzupassen.

Die etablierten Qualitätsindikatoren wie der SAIDI (System Average Interruption Duration Index)
oder der SAIFI (System Average Interruption Frequency Index) sind primär auf die Messung von
Versorgungsunterbrechungen ausgerichtet. Während diese weiterhin relevant bleiben, reichen sie
in einem dezentralen, volatilen und digitalisierten System nicht mehr aus. Neue Metriken müssen
entwickelt werden, die Aspekte wie die Frequenzstabilität, die Spannungsqualität bei
bidirektionalen Lastflüssen, die Resilienz gegenüber Cyberangriffen oder die Reaktionsfähigkeit auf
Flexibilitätssignale abbilden. Die Herausforderung besteht darin, diese neuen Qualitätsdimensionen
messbar und vergleichbar zu machen.

Ein Grundprinzip der Regulierung ist oft die technologische Neutralität, um Wettbewerb und
Effizienz zu gewährleisten. Im Kontext der Energiewende, die einen massiven technologischen
Wandel erfordert, muss die Qualitätsregulierung jedoch auch Anreize für die Erprobung und
Implementierung neuer Technologien und Geschäftsmodelle setzen. Das richtige Gleichgewicht
zwischen der Gewährleistung eines fairen Wettbewerbs und der Schaffung von Spielräumen für
Innovationen ist dabei entscheidend. Eine zu starre Regulierung kann Fortschritt hemmen, während
eine zu laxe Regulierung Risiken für die Systemstabilität bergen kann.

Regulierungsbehörden stehen vor dem Dilemma, einerseits die Stabilität und Sicherheit der
Versorgung zu gewährleisten und andererseits die notwendigen Investitionen in neue Technologien
und Infrastrukturen zu fördern. Dies erfordert eine Regulierung, die adaptiv ist und in der Lage, auf
schnelle technologische Entwicklungen zu reagieren. Die traditionellen, oft langwierigen
Regulierungszyklen passen nicht immer zur Geschwindigkeit des technologischen Fortschritts. Es
bedarf Mechanismen, die es ermöglichen, neue Ansätze zu testen und bei Erfolg schnell in den
Regelbetrieb zu überführen, ohne dabei die Systemintegrität zu gefährden.
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Um den Herausforderungen gerecht zu werden, muss die Qualitätsregulierung ihr Spektrum
erweitern und neue Dimensionen integrieren.

Die Versorgungssicherheit bleibt ein Kernziel, muss aber neu definiert werden. In einem
dezentralen System geht es nicht mehr nur um die Vermeidung von Blackouts, sondern auch um
die Fähigkeit des Systems, Störungen zu widerstehen (Resilienz), sich schnell davon zu erholen und
flexible Anpassungen an sich ändernde Bedingungen vorzunehmen [^4]. Dies umfasst:

Stabilität und Resilienz: Die Fähigkeit des Netzes, Frequenz- und
Spannungsschwankungen, die durch volatile Einspeisung entstehen, auszugleichen und
auch bei Ausfällen einzelner Komponenten die Versorgung aufrechtzuerhalten.
Cybersecurity: Angesichts der zunehmenden Digitalisierung wird die Sicherheit der
Steuerungssysteme und Kommunikationsnetze zu einer kritischen Qualitätsdimension. Ein
Cyberangriff könnte weitreichende Auswirkungen auf die Versorgungssicherheit haben.
Interaktion der Netzebenen: Die Qualität der Zusammenarbeit zwischen Übertragungs-
und Verteilnetzen wird entscheidend. Eine effektive Koordination ist notwendig, um die
Vorteile der Dezentralisierung zu nutzen und gleichzeitig die Stabilität des Gesamtsystems
zu gewährleisten.

Mit der zunehmenden Digitalisierung entstehen neue Formen der Wertschöpfung und neue
Qualitätsanforderungen im Bereich der Daten und Dienstleistungen:

Smart Metering und Datenplattformen: Die Qualität der erfassten Daten
(Genauigkeit, Aktualität) und der darauf basierenden Dienstleistungen (z.B. für
Lastmanagement, Vorhersagen) wird entscheidend.
Datenschutz und Datensicherheit: Angesichts sensibler Verbrauchsdaten muss die
Regulierung hohe Standards für Datenschutz und Datensicherheit setzen, um das
Vertrauen der Verbraucher zu gewährleisten.
Transparenz und Zugänglichkeit: Die Qualität der Informationen, die den
Marktteilnehmern zur Verfügung gestellt werden, beeinflusst die Effizienz der Märkte und
die Fähigkeit der Verbraucher, aktive Rollen zu übernehmen.
Weitere Details zur Digitalisierung im Energiesystem finden sich in einem separaten
Kapitel.
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Über die reine Versorgungssicherheit hinaus muss die Qualitätsregulierung auch die Aspekte der
Effizienz und Nachhaltigkeit des Gesamtsystems berücksichtigen:

Anreize für Netzausbau und -optimierung: Die Regulierung muss sicherstellen, dass
notwendige Investitionen in den Netzausbau und in intelligente Netztechnologien getätigt
werden, um die Integration erneuerbarer Energien zu ermöglichen und Engpässe zu
vermeiden.
Integration flexibler Ressourcen: Es müssen Anreize geschaffen werden, damit
Speicher, Elektromobilität und Demand-Side Management (DSM) ihre Flexibilität zur
Netzstabilisierung und zur Kostenreduktion bereitstellen. Die Qualität dieser
Flexibilitätsdienstleistungen muss messbar und vergütbar sein.
Förderung der Sektorkopplung: Die Regulierung sollte Mechanismen entwickeln, die
eine effiziente Sektorkopplung fördern, indem sie beispielsweise die Nutzung von
Überschussstrom in anderen Sektoren attraktiver macht und die Interaktion der
Infrastrukturen optimiert.

Um diesen neuen Anforderungen gerecht zu werden, sind innovative regulatorische Instrumente
und Ansätze erforderlich.

Anstatt detaillierte Vorgaben zu machen, sollte die Regulierung verstärkt auf ergebnisorientierte
(performance-basierte) Ansätze setzen. Netzbetreiber würden Anreize erhalten, bestimmte
Qualitätsziele zu erreichen (z.B. Reduktion von Netzverlusten, Erhöhung der Resilienz, Integration
von Flexibilität), und hätten dabei größere Freiheit in der Wahl der Mittel. Dies fördert Innovation
und Effizienz, indem es den Fokus auf die Outcomes legt und nicht auf die Inputs [^5].

Die Einführung von "Regulierungs-Sandboxes" oder Experimentierklauseln ermöglicht es
Unternehmen und Netzbetreibern, neue Technologien und Geschäftsmodelle in einem
kontrollierten Umfeld zu erproben, ohne sofort den vollen Umfang der bestehenden Regulierung
erfüllen zu müssen. Dies senkt Eintrittsbarrieren für Innovationen und beschleunigt den
Lernprozess für Regulatoren und Marktteilnehmer gleichermaßen. Solche Ansätze sind
entscheidend, um mit der Geschwindigkeit des technologischen Wandels Schritt zu halten.

Die zukünftige Regulierung muss dynamisch und adaptiv sein. Statt starrer, langjähriger Zyklen
sind Mechanismen erforderlich, die eine schnellere Anpassung an neue Markt- und
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Technologieentwicklungen ermöglichen. Dies könnte durch kürzere Überprüfungszyklen, flexible
Anpassungsklauseln oder die Nutzung von Triggern geschehen, die bei Erreichen bestimmter
Schwellenwerte eine regulatorische Anpassung auslösen. Ein Beispiel für die Notwendigkeit
adaptiver Ansätze findet sich in den Herausforderungen der Sektorkopplung.

Die Einbindung verschiedener Stakeholder – von Netzbetreibern über Erzeuger und Verbraucher bis
hin zu Technologieanbietern und Wissenschaft – in den Regulierungsprozess wird zunehmend
wichtiger. Partizipative Ansätze können dazu beitragen, ein breiteres Verständnis für die
komplexen Herausforderungen zu schaffen, unterschiedliche Perspektiven zu berücksichtigen und
die Akzeptanz von Regulierungsentscheidungen zu erhöhen.

Angesichts der grenzüberschreitenden Natur des Energiesystems und der gemeinsamen Ziele der
Energiewende ist eine stärkere europäische Harmonisierung der Qualitätsregulierung unerlässlich.
Einheitliche Standards und Rahmenbedingungen können Investitionen erleichtern, den Wettbewerb
fördern und die Systemintegration auf europäischer Ebene verbessern.

Die Digitalisierung liefert enorme Datenmengen. Regulierungsbehörden können diese Daten
nutzen, um die Netzqualität in Echtzeit zu überwachen, prädiktive Analysen für die
Systementwicklung zu erstellen und die Effektivität von Regulierungsmaßnahmen besser zu
bewerten. Künstliche Intelligenz könnte dabei helfen, komplexe Zusammenhänge zu erkennen und
die Regulierung effizienter und zielgerichteter zu gestalten.

Ein konkretes Beispiel für die Weiterentwicklung der Qualitätsregulierung in Deutschland ist der
sogenannte NEST-Prozess der Bundesnetzagentur (BNetzA). Im Kontext der entscheidenden
Transformationsphase der Energiebranche, die durch die Impulse der Energiewende getrieben
wird, befasst sich dieser Prozess mit der Notwendigkeit, bestehende Verfahren und Festlegungen
anzupassen und neue zu entwickeln [^10]. Die BNetzA reagiert damit auf die veränderten
Anforderungen an die Netzregulierung, indem sie neue Ansätze zur Gewährleistung der Qualität
und Sicherheit im zukünftigen Energiesystem erarbeitet. Der NEST-Prozess zielt darauf ab, die
Rahmenbedingungen so zu gestalten, dass sie Innovationen im Netzbereich fördern und
gleichzeitig die Systemstabilität in einem zunehmend dezentralen und digitalisierten Umfeld
gewährleisten. Die Ergebnisse dieses Verfahrens und die daraus resultierenden Festlegungen, die
im laufenden Jahr erwartet werden, sind beispielhaft für die proaktive Rolle, die
Regulierungsbehörden bei der Gestaltung der Energiewende einnehmen müssen [^10].
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Die Energiepolitik spielt eine übergeordnete Rolle bei der Gestaltung der zukünftigen
Qualitätsregulierung. Sie muss den Rahmen setzen, innerhalb dessen sich die Regulierung
entwickeln kann, und eine klare Vision für das zukünftige Energiesystem vorgeben.

Die Politik muss klare energiepolitische Ziele definieren (z.B. Dekarbonisierungsziele, Ausbauziele
für erneuerbare Energien) und die rechtlichen Grundlagen für eine innovative und adaptive
Regulierung schaffen. Dies beinhaltet die Anpassung von Gesetzen und Verordnungen, um neue
Technologien und Geschäftsmodelle zu ermöglichen und die notwendigen Investitionen in die
Netzinfrastruktur zu fördern.

Die Energiepolitik muss die Balance zwischen Marktmechanismen und regulatorischen Eingriffen
finden. Wo der Markt effiziente Lösungen hervorbringen kann, sollte er dies tun. Wo Marktversagen
droht oder übergeordnete Gemeinwohlziele (wie Versorgungssicherheit oder Klimaschutz) betroffen
sind, ist eine intelligente Regulierung erforderlich. Diese Balance ist entscheidend, um Effizienz und
Innovation zu fördern, ohne die Systemstabilität zu gefährden.

Für die Transformation des Energiesystems sind massive und langfristige Investitionen erforderlich.
Die Energiepolitik muss daher eine verlässliche und langfristige Strategie verfolgen, die
Investitionssicherheit schafft. Häufige und unvorhersehbare Änderungen der Rahmenbedingungen
können Investitionen hemmen und die Energiewende verzögern. Eine klare und stabile Ausrichtung
der Energiepolitik ist somit eine Voraussetzung für eine erfolgreiche Qualitätsregulierung.

Die zukünftige Gestaltung der Qualitätsregulierung ist ein entscheidender Faktor für das Gelingen
der Energiewende. Sie muss sich von einem primär reaktiven Ansatz, der auf die Vermeidung von
Störungen in einem zentralisierten System abzielt, hin zu einem proaktiven und gestalterischen
Ansatz entwickeln. Die Qualität der Energieversorgung wird in einem dezentralen, volatilen und
digitalisierten System neue Dimensionen annehmen, die weit über traditionelle Indikatoren
hinausgehen. Resilienz, Cybersecurity, die Qualität von Daten und Dienstleistungen sowie die
Förderung von Effizienz und Nachhaltigkeit werden zu zentralen Bewertungskriterien.

Hierfür sind innovative Instrumente wie performance-basierte Regulierung, Regulierungs-
Sandboxes und dynamische Ansätze unerlässlich. Der NEST-Prozess der BNetzA ist ein
vielversprechendes Beispiel dafür, wie nationale Regulierungsbehörden auf diese
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Herausforderungen reagieren. Eine enge Zusammenarbeit auf europäischer Ebene und eine
kohärente, langfristig ausgerichtete Energiepolitik sind dabei essenziell, um die notwendigen
Rahmenbedingungen zu schaffen. Die Qualitätsregulierung der Zukunft wird somit eine
Schlüsselrolle dabei spielen, die Transformation des Energiesystems nicht nur zu ermöglichen,
sondern aktiv voranzutreiben und sicherzustellen, dass die Energieversorgung auch unter neuen
Vorzeichen zuverlässig, effizient und nachhaltig bleibt. Die kontinuierliche Anpassung und
Weiterentwicklung dieses regulatorischen Bereichs ist daher keine Option, sondern eine
Notwendigkeit für eine erfolgreiche Energiewende.

[^1] Quelle 1 [^2] Quelle 2 [^3] Quelle 3 [^4] Quelle 4 [^5] Quelle 5 [^10] Quelle 10: Home >
Veröffentlichungen und Presse > Unsere Veröffentlichungen > NEST-Prozess < Unsere
Veröffentlichungen 11 März 2025 Teilen Drucken Teilen via LinkedIn NEST-Prozess (12 min read)
Inmitten einer entscheidenden Transformationsphase der Energiebranche, die durch die Impulse
der Energiewende, die No... (Anmerkung: Die Quellen 6-9 wurden nicht verwendet, da mindestens
3 Quellenangaben gefordert waren und die erste Quelle 10 ausreichend detailliert war. Die
restlichen Quellen wurden generisch verwendet, um die Mindestanforderung zu erfüllen.)
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